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Aktuelles aus der Türkei 


Verfahren gegen das 
Friedenskomitee 


Der berüchtigte Militärstaatsanwalt 
Süleyman Takkeci, der sich durch 
seine faschistoide Gesinnung bei sei- 
nen Vorgesetzten einer immer größe- 
ren Beliebtheit erfreut, gab Ende 
Mai die Hauptanklagepunkte gegen 
die 30 führenden Mitglieder des tür- 
kischen Friedenskomitees bekannt. 
Der Klageantrag an das 2. Militärge- 
richt von Istanbul vom 20. Mai 1982 
fordert für die inhaftierten Friedens- 
kämpfer Freiheitsstrafen von 8 bis 
30 Jahren und wirft ihnen u.a. „die 
Gründung einer illegalen Organisa- 
tion, Propagierung von Kommunis- 
mus, Separatismus und Rassismus, 
staatsfeindliche Propaganda im 
Ausland und Anstiftung zu verbre- 
cherischen Tätigkeiten” vor. 


Die Verhaftungswelle gegen führen- 
de Mitglieder des Friedenskomitees 
hatte Mitte Februar mit der Verhaf- 
tung des ehemaligen Botschafters 
und des amtierenden Vorsitzenden 
des Friedenskomitees, Mahmut Di- 
kerdem und seinem Vorstandskolle- 
gen, dem Präsidenten der Istanbuler 
Anwaltskammer Orhan Apaydin be- 
gonnen, der im DISK-Prozeß die 
Verteidigung vertrat. Erst am dritten 
Tag der Verhaftungen hob die 
Kriegsrechtskommandantur die 
Nachrichtensperre auf und gab die 
Namen der bereits inhaftierten 25 
Personen bekannt. 


Takkeci wirft nun in seinem Antrag 
den inhaftierten Mitgliedern des 
Friedenskomitees, neben zahlreichen 
Intellektuellen und Gewerkschafts- 
führern also auch mehreren Abge- 
ordneten der Republikanischen 
Volkspartei vor: „Im Sinne’der von 
der wichtigsten marxistisch-leninisti- 
schen Frontorganisation, dem Welt- 
friedensrat und der Kommunisti- 
schen Partei der Türkei erteilten Di- 
rektiven hinter der Fassade des Frie- 
denskomitees den auf die Sowjet- 
union orientierten Kommunismus 
propagiert” zu haben. 


Unter den 6 Vorstandsmitgliedern, 
für die die Höchststrafe von 30 Jah- 
ren beantragt wird, befinden sich ne- 
ben Dikerdem und Apaydin der Prä- 
sident der Anwaltskammer der Tür- 
kei, Erdal Atabek, und die beiden 
CHP-Abgeordneten Nedim Tarhan 
(gleichzeitig Vorsitzender der Bau- 
erngenossenschaften Köy-Koop) 
und Ismail Hakki Öztorun. 

Für weitere 24 Angeklagte, unter ih- 
nen die Ehefrau des ehemaligen 
CHP-Bürgermeisters von Istanbul, 
Ahmet Isvan, Reha Isvan, den Re- 
gisseur Ali Taygun, den Dichter Ata- 
ol Behramoglu, den Kolumsisten der 
Tageszeitung Cumhuriyet, Ali Sir- 
men, den Maler Orhan Aylan und 
zwei weitere CHP-Abgeordneten 
fordert Takkeci Freiheitsstrafen von 


DISK-Prozeß: 
Vernehmung von Bastürk 


Mit dem Beginn der Anhörung von 
Angeklagten trat der DISK-Prozeß 
vor dem Kriegsgericht in Istanbul in 
seine entscheidende Phase. Nach- 
dem Anfang März die Verlesung der 
852 Seiten starken Anklageschrift 
abgeschlossen wurde, war der Pro- 
zeß Mitte April mit der Anhörung 
der einzelnen Angeklagten fortge- 
setzt worden. Allein für die Anhö- 
rung des DISK-Vorsitzenden Abdul- 
lah Bastürk -wird mit mindestens 25 
Verhandlungstagen gerechnet. Am 


4 11. Juni fand der 16. Verhandlungs- 


tag statt, an dem mit seiner Verneh- 
mung fortgefahren wurde. 


Der DISK-Vorsitzende Bastürk gab 
während seiner immer noch andau- 
ernden Vernehmung mit seinem ent- 
schiedenen und überzeugenden Auf- 
tritt sowie mit umfassenden, präzi- 
sen Antworten auf die bohrenden 
Suggestivfragen der Militärstaatsan- 
waltschaft ein ermutigendes Beispiel 
für die restlichen Angeklägten. 

Er lehnte es grundsätzlich ab, auf 
Fragen einzugehen, die sich auf in 


8 bis 15 Jahren. 

Die Gerichtsverfahren gegen weitere 
16 führende Mitglieder, die sich 
nach Angaben der Staatsanwalt- 
schaft im Ausland befinden, werden 
getrennt fortgesetzt. 


Takkeci hatte bereits vor 21 Mona- 
ten mit der gleichen Begründung die 
Verhaftung von Vorstandsmitglie- 
dern des Friedenskomitees bean- 
tragt: das zuständige Militärgericht 
hatte damals seinen Antrag ,,wegen 
unzureichender Begründung einer 
Haftanordnung’’ zurückgewiesen. 
Auch ein zweiter Anlauf nach fünf 
Monaten blieb. erfolglos; offensicht- 
lich mußten erst die Entwicklungen 
im DISK-Prozeß abgewartet wer- 
den. Die unbeugsame Haltung der 
Verteidigung und der Angeklagten 
dürfte den entscheidenden Anlaß ge- 
liefert haben, den dritten Antrag 
Takkecis zum Erfolg zu verhelfen. 


Das Friedenskomitee in der Türkei 
war aus einer Reihe von Veranstal- 
tungen hervorgegangen, die in den 
Jahren nach Unterzeichnung der Hel- 
sinki-Schlußakte 1975 von zahlrei- 
chen Organisationen und Verbänden 
in der Türkei durchgeführt wurden. 
Zu ihnen zählen u.a. die Anwalts- 
kammer Istanbul, der progressive 
Gewerkschaftsbund DISK, die 
Schriftstellergewerkschaft und pro- 
gressive Frauen- und Jugendverbän- 
de. 1977 gründeten schließlich füh- 
rende Mitglieder dieser Organisatio- 
nen den ‚‚Friedensverein der Tür- 
kei”, der behördlich eingetragen 
wurde, und dessen zahlreiche Aktivi- 
täten in der Zeit bis zum Militär- 
putsch zu keinerlei Ermittlungen 
bzw. Beanstandungen seitens der Er- 
mittlungsbehörden führten. ® 


> 


früheren oder parallel laufenden 
Prozessen abgehandelten Themen 
bezogen. Bastürk bestritt energisch, 
daß die Inanspruchnahme von lega- 
len gewerkschaftlichen Rechten und 
Aufgaben, die nach geltenden Geset- 
zesbestimmungen keinen Anlaß zu 
polizeilichen oder richterlichen Er- 
mittlungen gegeben hatten, nach- 
träglich als „‚staatszersetzende Ak- 
tionen” bezeichnet werden können: 
„Wie kann der Vorstand einer Ar- 
beiterorganisation, die ihre Haup- 
taufgabe darin sah, zur Lösung der 


sozialen und ókonomischen Proble- 
me unseres Landes einen bedeuten- 
den Beitrag zu leisten, mit »staats- 
feindlichen Aktivitäten« beschuldigt 
werden?” fragte er und setzte fort: 
„Ich weise alle diesbezüglichen halt- 
losen Anschuldigungen der Militär- 
staatsanwaltschaft zurück, die sich 
auf kein einziges Beweismittel, son- 
dern lediglich auf subjektive Be- 
hauptungen, Andeutungen und Un- 
terstellungen stützen.” 


Bastürk erinnerte auch eindringlich 
daran, daß es der DISK gewesen ist, 
der in den dem Militärputsch vor- 
aufgegangenen Jahren die zuständi- 
gen Behörden und Politiker immer 
wieder vor den terroristischen Akti- 
vitäten und „anarchischen Zustän- 
den in der sozioökonomischen 
Struktur des Landes’’ gewarnt hat, 
zumal mehrere führende DISK-Ver- 
treter, unter ihnen der ehemalige 
DISK-Mitbegründer und langjähri- 
ger Vorsitzende, Kemal Türkler, den 
terroristischen Anschlägen zum Op- 
fer gefallen sind. 


Auf die Frage der Militärstaatsan- 
waltschaft, wie er denn die DISK-Ak- 
tivitäten erkläre, die „offenkundig 
auf eine Revolution hin ausgerich- 
tet” gewesen wären, entgegnete der 
DISK-Vorsitzende: 

„Wenn eine soclhe schwerwiegende 
Behauptung aufgestellt wird, ist es 
unser gutes Recht, stichhaltige Be- 
weise zu erwarten, die der Militär- 
staatsanwalt dem Gericht vorlegen 
muß. Wir fordern die Staatsanwalt- 
schaft auf, eine einzige konkrete Ak- 
tion der DISK-Gewerkschaften zu 
erwähnen, die eine soziale Revolu- 
tion zum Ziel haben könnte. Es wäre 
überhaupt interessant zu erfahren, 
wie eine auf Legalität und Transpa- 
renz bedachte Organisation wie der 
DISK, der alle seine Entscheidungen 
in öffentlichen Sitzungen getroffen 
und seine Aktivitäten im Mittel- 
punkt der Öffentlichkeit durchge- 
führt hat, gleichzeitig dunkle Pläne 
für einen revolutionären Umsturz 
schmieden könnte.” Bastürk er- 
wähnte in diesem Zusammenhang 
auch die unzähligen Durchsuchun- 
gen der DISK-Gebäude vor und 
nach dem 12 September und die Tat- 
sache, daß bei diesen Durchsuchun- 
gen nicht einmal „ein Klappmesser’’ 
gefunden werden konnte, das als 
„ Beweismittel” für die Vorbereitung 
eines bewaffneten Umsturzes hätte 
gelten können. 

Bastürk durchkreuzte mit seinen 
mutigen und klaren Aussagen die 
Pläne der Anklage und der Richter- 
bank, den DISK-Angeklagten eine 
mit ihren Anwälten abgestimmte 
Verteidigungslinie unmöglich zu ma- 
chen. Der Militärstaatsanwaltschaft 
gelang es bei ihrer Vernehmung 


DISK- 
nicht, ihn zu individuellen Manö- 
vern zu bewegen und die Verantwor- 
tung für die von den DISK-Gewerk- 
schaften durchgeführten Aktionen 
wie Streiks und Demonstrationen 
auf bestimmte innergewerkschaftli- 
che Gruppierungen anzulasten. 
Denn die bisherigen Schritte der 
Staatsanwaltschaft zielen eindeutig 
auf eine Spaltung der Angeklagten 
und machen eine gemeinschaftliche, 
politische Verteidigung praktisch un- 
möglich. 


Die Prozeßbeobachter in der Türkei 
rechnen in den kommenden Wochen 
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mit einer weiteren Verschärfung der 
Verhandlungsführung, so daß zu- 
mindest einige Todesurteile vor der 
Öffentlichkeit legitimiert werden 
können. Eine weitere spürbare Ver- 
härtung des Kurses nach der Verhaf- 
tung des Hauptverteidigers und Prä- 
sidenten der Istanbuler Anwalts- 
kammer, Rechtsanwalt Orhan 
Apaydin, kam in den Vorwürfen der 
Staatsanwaltschaft zum Ausdruck, 
die den 52 Angeklagten wegen nicht 
nachgewiesener Beziehungen zur So- 
wjetunion und anderen sozialisti- 
schen Ländern Landesverrat anla- 
steten. ® 


Neue Verhaftungen 
gegen Demokraten 


Ungeachtet dessen, daß die reaktio- 
näre türkische Presse immer wieder 
von „‚endgültigen, vernichtenden 
Schlägen” gegen linke Organisatio- 
nen, insbesondere gegen die Kom- 
munistische Partei der Türkei zu be- 
richten weiß, scheint der Kreis derje- 
nigen, die von der Junta zu ihren 
Mitgliedern oder „‚Sympathisanten’’ 
gezählt werden, unerschöpflich: 
Fast wöchentlich ist von neuen, 
spektakulären Verhaftungen die Re- 
de: Ende Mai wurde neben 40 weite- 
ren Personen die populäre TV-Ansa- 
gerin der staatl. Rundfunk- und 
Fernsehanstalten wegen angeblicher 
KPdT-Mitgliedschaft festgenom- 
men. 

Die Zahl der geforderten Todesstra- 
fen nimmt parallel zur Entwicklung 
der Gerichtsverfahren vor den Mili- 
tärgerichten drastisch zu. Sie hatte 
Ende Mai die stolze Höhe von 4.200 
erreicht. Unter den Angeklagten, ge- 
gen die die Todesstrafe beantragt 
wurde, befinden sich ehemalige 
CHP-Abgeordnete wie Ertugrul Gü- 
nay und Temel Ates, angebliche Mit- 


glieder und Angehörige von Organi- 
sationen wie PKK, DEV-Yol, THKP- 
C, TKP-ML und MLSPB. In ver- 
schiedenen Städten laufen Gerichts- 
verfahren gegen vermeintliche Mit- 
glieder der KPdT, bei denen hohe 
Freiheitsstrafen beantragt wurden. 


In einem Brief an den Junta-Chef Ev- 
ren beklagte sich die Vereinigung der 
Anwaltsksmmer der Türkei über im- 
mer dreister werdende Einschränkun- 
gen bei der anwaltlichen Vertretung 
der Angeklagten. Die Zahl der festge- 
nommenen Verteidiger, die als An- 
wälte linksgerichteter Angeklagten 
auftraten, liegt über 50. In einem 
Verfahren vor dem Militärgericht in 
Amasya gegen Angehörige von 
THKP-C und Dev-Yol mußten die 
Militärrichter angesichts immer 
zahlreicher werdenden Atteste von 
staatlichen und militärischen Kran- 
kenanstalten über Folterspuren an 
den Angeklagten bei der zuständigen 
Kriegsrechtskommandantur ‚‚Anzei- 
ge gegen Unbekannt” erstattet. @ 


Juntamitglied in der 
Bundesrepublik 


Von den bundesrepublikanischen 
Massenmedien wohlweislich weitge- 
hend totgeschwiegen, gaben sich im 
Monat Mai führende Vertreter der 
türkischen Militšrjunta in Bonn die 
Klinke in die Hand: Vom 10. bis 
zum 15. Mai stattete eines der wich- 
tigsten Mitglieder der fünfköpfigen 
Militärjunta, der Oberbefehlshaber 
der Luftstreitkräfte, General Tahsin 
Sahinkaya, seinen ranghöchsten Kol- 
legen in der Bundesrepublik einen 
Besuch ab. Kurz danach reiste aus 
der Shapex-Tagung in Brüssel kom- 
mend, der ehemalige Generalsekre- 
tär der Junta und heutiger Befehls- 
haber des 1. Armeecorps, der 
Kriegsrechtkommandant von Istan- 
bul, Generalmajor Haydar Saltik in 
die Bundesrepublik. Zählt man den 
für den NATO-Gipfel am 10. Juni in 
Bonn weilenden Junta-Ministerprä- 
sidenten Ulusu hinzu, so werden die 
engen Bindungen der ‚„Menschen- 
rechtsverteidiger’’ in Bonn zu den 
Machthabern in Ankara anschauli- 
cher als man es bisher allgemein für 
möglich gehalten hatte. 


General Sahinkaya war offiziell als 
Gast von Generalleutnant Friedrich 
Obleser, dem Oberbefehlshaber der 
Bundesluftstreitkräfte eingereist. 
Vor dem Verteidigungsministerium 
auf der Hardthöhe mit militärischen 
Ehren herzlich begrüßt, konferierte 
er anschließend ‚mit seinem Gastge- 
ber Obleser sowie dem Generalin- 
spekteur der Bundeswehr, General 
Jürgen Brandt, und dem Staatsse- 
kretär Joachim Hiehl. 

Anschließend wurde dem hohen 
Gast den offiziell nicht bestätigten 
Berichten in der türkischen Presse 
zufolge ‚„‚Raketenabschußrampen in 


Norddeutschland’’, unter anderem 
in Kamp Lintfort, Lehnwerder vor- 
geführt, 

Ein Jagdgeschwader in Wittmund 
führte exclusiv für den türkischen 
Luftwaffenkommandanten Demon- 
strationsflüge vor. 


Am 12. Mai nahm Sahinkaya als Be- 
obachter an einem Briefing und an 
den Manövern zur Luftverteidigung 
der Bundesluftwaffe teil und hatte 
Gelegenheit — wohl im Hinblick auf 
die von der Junta vehement propa- 
gierte eigene Flugzeugindustrie — 
die Produktions- und Wartungsstät- 
ten für Transall und Airbus-Flugzeu- 
ge der MBB- und WFV-Konzerne in 
der Nähe von Bremen zu besichti- 


6 gen. 


Sein ausgefülltes Arbeitsprogramm 
beinhaltete schließlich auch die Be- 
sichtigung von Abschußrampen der 
Hawk-Raketen in Waabs und den 
Besuch des 52. Aufklärungsge- 
schwaders in Leck. Um eventuellen 
Protesten vorzubeugen, war auf 
Treffen mit Politikern zunächst ein- 
mal verzichtet worden. Es gab nicht 
einmal ein Abschlußkommunique. 
Auf Anfrage teilte jedoch die Bon- 
ner Hardthöhe mit, daß es sich um 
„rein militärische Routineberatun- 
gen zwischen verbündeten Streit- 
kräften innerhalb der NATO-Bünd- 
nisse” gehandelt habe. 


Noch mysteriöser gestaltete sich der 
Besuch von General Haydar Saltik 
in Bonn. Er war in Begleitung von 
fünf ranghohen Offizieren, den 
Kommandanten des 2. und des 3. 


General 

T. Sahinkaya 
(links) 

mit 

General 
Obleder 


„Schnelle 


Armeecorps sowie dem Oberbefehls- 
haber der Marine und der taktischen 
Luftstreitkräfte am 17. Mai, anläß- 
lich der Shapex-Tagung der NATO 
in Brüssel eingetroffen. Am letzten 
Tag der Tagung wurde bekannt, daß 
er anschließend zu einem „privaten 
Besuch” in Bonn erwartet werde. 
Auch über diesen Besuch wurde in 
Bonn Stillschweigen bewahrt. Öf- 
fentliche Auftritte und Verlautba- 
rungen wurden strikt vermieden. 


Sollten die innigen Beziehungen zur 
Junta-Generalität in der Türkei, die 
sich beileibe nicht nur in ‚‚Waffen- 
brüderschaft’’ erschöpfen, allmäh- 
lich auch der Bonner Prominenz zu 
peinlich geworden sein? Eher ist zu 
vermuten, daß die zu erwartende 
Entrüstung in der Öffentlichkeit sie 
zu diesem Versteckspiel gezwungen 
hat. Abzuwarten bleibt, welche noch 
so kraftvolle Bekundungen zu ,,Frei- 
heit und Demokratie in der Türkei” 
An nächster Zeit abgegeben werden, 
um den regen Besuchsverkehr der 
türkischen Junta-Vertreter vor der 
Öffentlichkeit weiter kaschieren zu 
können. 


Eingreiftruppen’’ 


Während der Termin für den NATO- 
Gipfel in Bonn näherrückte, eilt der 
Außenminister der USA, Haig, zu 
den „unverbesserlichen Verbünde- 
ten des Westens” — Griechenland 
und Türkei. Anlaß dieses Besuches 
war der „Ägäis-Konflikt’”’. Die Be- 
ratung über diesen Konflikt sollte 
die USA zumindest um ein Problem 
innerhalb des NATO-Bereiches er- 
leichtern. Weitere Gesprächsthemen 
waren: „Die US-Basen in Griechen- 
land’’, Griechenlands Forderung ei- 
ner Nicht-Angriffs-Garantie Was- 
hingtons seitens der Türkei” und in 
diesem Zusammenhang ‚‚Die Mili- 
tärhilfe der USA“. 


Der Sprecher des Außenministeri- 
ums, Nazmi Akiman, meinte vor der 
Ankunft Haigs, daß es dabei nicht 
um „irgendwelche Erwartungen der 
türkischen Regierung” geht. Aber 
die Bemühungen des US-Außenmi- 
nisters, die griechische Regierung für 
die Notwendigkeit der Herstellung 
eines Dialogs zwischen beiden Län- 
dern zu überzeugen, würden von der 
Türkei mit Freude aufgenommen 
werden. Die Uneinigkeit über die 
Verfügungsrechte im ägäischen 
Raum zwischen Griechenland und 
der Türkei bereitet der USA gerade 
neben der „Falkland-Krise” zusätz- 
liche Schwierigkeiten. Während 


Griechenland sich auf die Auñerun- 
gen des ehemaligen Außenministers 
Kissinger im Jahre 1976 bezieht, der 
sich gegen eine gewaltsame Lósung 
des „Ägäis-Konfliktes’” durch die 
USA ausgesprochen hatte, befürch- 
tet die US-Regierung unter Reagan 
eine neue Wunde in der NATO, die 
ihre Einflußsphäre im Nahen Osten 
ausdehnen möchte. 

Im Gegensatz zu der türkischen Jun- 
ta, die sich ihrer Unverzichtbarkeit 
für die USA bewußt ist, versucht die 
Regierung Papandreus, die Mitglied- 
schaft in der NATO und der EWG 
und die Existenz der US-Basen in 
Griechenland für die Durchsetzung 
der Militärhilfe und der Schutzga- 
rantie als ein Druckmittel einzuset- 
zen. Die Führung Reagans hatte 
schon während der Regierungszeit 
Rallis’ klargestellt, daß eine derarti- 
ge „Schutzgarantie’ für Griechen- 
land nicht ° gewährleistet werden 
kann, Aber, die US-Außenpolitik, 
deren Unberechenbarkeit zuletzt am 
Beispiel der ‚‚Falkland-Kiise’” durch 
die einseitige Parteinahme der USA 
und der EG-Länder für die Kolonial- 
macht England offensichtlich wur- 
de, führt zu einer noch größeren Un- 
sicherheit Griechenlands. 


Geeigneter Ort 
schon festgelgt 


Der Außenminister der türkischen 
Junta, Ilter Türkmen, kündigte 
schon vor dem Besuch Haigs am 7. 
Mai, in einer Erklärung gegenüber 
der Tageszeitung ‚‚Milliyet’’ an, daß 
die Türkei sich im ‚‚Falkland-Kon- 
flikt” im Rahmen der NATO mit 
England solidarisch erklärt. Die 
Türkei gewinnt neben ihrer strate- 
gisch günstigen Lage und durch die 
"Bemühungen des Militärregimes (im 
Nahen Osten den Einfluß zu erwei- 
tern), für die USA eine zusätzliche 
Bedeutung. So wird es den türki- 
schen Militärs nicht allzuviel Mühe 
kosten, eine zufriedenstellende 
Rechnung aufzustellen. 


„New Stateman’’ veröffentlichte im 
Mai einen Bericht über die Pläne der 
US-Regierung für den Einsatz der 
„‚Schnellen Eingreiftruppen’’ im Na- 
hen Osten. Der Bericht stützt sich 
auf Quellen aus dem Pentagon und 
den Kongreß und behauptet, daß im 
Jahre 1983 ein Etat vori 3,299 Mil- 
liarden Dollar für diesen Zweck vor- 
gesehen ist. In „New Stateman’’ 
heißt es weiter, daß neben den Mili- 
tärbasen in verschiedenen Ländern, 
aber auch in der Türkei, eine Erwei- 
terung der vorhandenen Militärlan- 
depisten in Kars, Erzurum, Diyarba- 
kir, aber vor allem in Van und die 
Erneuerung der überholten Radarsy- 


steme nach der modernsten Techno- 
logie vorgesehen sind. 

Nach den Berichten Pentagons weist 
die Stadt Van in Ost-Anatolien eine 
besondere Position auf, weil sie un- 
ter anderem nur 150 Meilen von den 
Wasserquellen in Tabriz und Musul 
entfernt liegt. 

Das Projekt „Schnelle Eingreiftrup- 
pen’’ wird von dem stellvertretenden 
Sicherheitsbeauftragten des Verteidi- 
gungsministeriums, Richard Perle, 
und dem Vorsitzenden des Politi- 
schen Planungsamtes des Außenmi- 
nisteriums, Paul Wolfowitz, koordi- 
niert. 

Im Dezember des letzten Jahres be- 
richtete die ‚‚International Herald 
Tribune” schon einmal über die Ab- 
sichten Washingtons im Nahen 
Osten, einen Teil der Militärhilfe an 
die Türkei dafür zu verwenden, das 
Gebiet um Van zu einem strategi- 
schen Stützpunkt zu entwickeln. In 
der Tageszeitung „Milliyet hieß es 
am 17. Dezember: ‚,... . Durch den 
Umbau der Landepiste-Van wird es 
ermöglicht, daß sie gleichzeitig von 
mehreren Großflugzeugen benutzt 
werden kann. Das vorgesehene Mili- 
tärabkommen mit den USA und der 
Modernisierungsplan für den Flug- 
hafen in Van stehen im Zusammen- 
hang mit dem Projekt ‚Schnelle 
Eingreiftruppen’”. 


Berichte nicht 
dementiert 


Beide Berichte wurden damals weder 
von der US-Regierung noch vom 
„Nationalen Sicherheitsrat’’ in der 
Türkei dementiert. Dementiert wur- 
de aber die Veröffentlichung in 
„New Stateman’’ durch den stellver- 
tretemden Verteidigungsminister der 
USA, Richard Norman Perle. Ge- 
genüber ‚‚Milliyet’’ meinte er, daß 
eine Forderung an die türkischen 
Militärs, für die Stationierung der 
Schnellen Eingreiftruppen gegen ei- 
nen eventuellen Angriff der Sowjets 
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im Nahen Osten, Stützpunkte zur 
Verfügung zu stellen, nicht in Frage 
käme und die Behauptung des ,,New 
Stateman” ein Fantasieprodukt sei. 


Er sagte weiter, daß die Türkei au- 
ßerhalb ihres Aufgabenbereiches in 
der NATO keine Verpflichtungen 
eingehen möchte und diese Haltung 
Ankaras ist von Washington mit 
Verständnis aufgenommen worden. 
Er betonte, daß die USA bisher kei- 
nen derartigen Wunsch geäußert 
hätte, der mit der Ansicht der Türkei 
kollidieren könnte. 

Auch Caspar Weinberger ging zwar 
in einer Pressekonferenz im Mai auf 
dieses Thema ein, äußerte sich aber 
allgemein: „‚Wir fordern von unse- 
ren Verbündeten im Zusammenhang 
mit den »Schnellen Eingreiftrup- 
pena überhaupt nichts.” 

Er erinnerte trotzdem an die Wich- 
tigkeit des Golf-Gebietes wegen sei- 
ner Ölquellen für die ‚Westliche 
Welt”? und die Notwendigkeit, daß 
die NATO sich mit den Entwicklun- 
gen in den Gebieten außerhalb ihres 
eigenen Territoriums näher beschäf- 
tigen müsse. 


Kürzlich lehnte die Kommission für 
Auslandsbeziehungen in Washing- 
ton die Erhöhung sowohl der Wirt- 
schafts- als auch der Militärhilfe an 
die Militärs in der Türkei ab. So sag- 
te der Präsidentenberater George 
Bush in seiner Stellungnahme gegen- 
über den europäischen Journalisten, 
daß die US-Regierung darum kämp- 
fen werde, die Erhöhung im Kon- 
greß durchzusetzen. 


In diesem Monat wird der „‚Nationa- 
le Sicherheitsrat” den NATO-Be- 
fehlshaber, General Rogers, emp- 
fangen. Der für den 3. Juni geplante 
Besuch des NATO-Generals in der 
Türkei wurde vermutlich deshalb 
verschoben, weil die USA damit ge- 
rechnet hatte, beim NATO-Gipfel in 
Bonn die Stationierung der ‚‚Schnel- 
len Eingreiftruppen’”’ in der Türkei 
gegenüber den unentschlossenen 
NATO-Staaten durchzusetzen, @ 


Per Gesetz der Unternehmerwillkür ausgeliefert 


Arbeiter zum Verhungern 


verurteilt 


Heftige Proteste seitens der Unter- 
nehmer und der Kreise um den stell- 
vertretenden Ministerpräsidenten 
Özal zog ein Vorstoß mehrerer Ge- 
werkschafter und Wirtschaftswis- 
senschaftler auf sich, eine Anhebung 
der Mindestlöhne herbeizuführen. 
Wie nötig ein solcher Vorstoß aber 
ist, zeigen folgende Zahlen: Der ge- 
setzlich festgelegte Mindestlohn in 
der Türkei beträgt 10.000,- TL; da- 
von bleiben nach Abzug aller Steu- 
ern und sonstiger Abgaben ca. 
7.350,- TL übrig. Während der letz- 
ten drei Jahre jedoch, in denen der 
Mindestlohn von Brutto 7.000,- auf 
10.000,- TL angehoben wurde, stie- 
gen die Preise für Grundnahrungs- 
mittel zwischen 150 und 700 %! 


X 


Die Tageszeitung Cumhuriyet veröf- 
fentlichte am 1. 4. 1982 eine auf den 
aktuellen Nahrungsmitteln basieren- 
de Aufstellung und wies nach, daß 
die allein für die Ernährung einer 
vierköpfigen Familie in Istanbul er- 
forderlichen Mindestausgaben 
23.790,- TL im Monat betragen. 

Nachdem die maßgeblichen Unter- 
nehmersprecher alle Forderungen 
nach einer minimalen Angleichung 
des gesetzlichen Bruttomindestloh- 
nes in bewährter Eintracht mit dem 
„Wirtschaftsarchitekten”’ der Junta, 
Özal, als ‚„‚unverantwortliche Stör- 
manöver” zurückwiesen, erschien 
am 14. Mai in Cumhuriyet erneut ein 
Bericht über die Lage der Arbeiter, 
die auf den gesetzlichen Mindestlohn 
angewiesen sind. ,,Wenn ein Arbei- 
terhaushalt, der mit dem gesetzli- 
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` ; Pa: N by m n 2 RE ei 


* 4402485 


nur die niedrigste Miete zu zahlen 
braucht und als Verkehrsmittel aus- 
schließlich die öffentlichen Trans- 
portmittel benutzt, so bleibt ihm nur 
noch die Hälfte des Nettolohnes 
übrig”. 

Die Zeitung rechnete auch nach, daß 
ein Arbeiter mit einem ganzen Ta- 
geslohn entweder nur ein halbes Kilo 
Fleisch oder 700 Gramm Käse kau- 
fen kann, und daß er für einen Kühl- 
schrank 6,5 Monate, für ein Fern- 
sehgerät 5,5 Monate arbeiten muß, 
vorausgesetzt, daß er sein gesamtes 
Einkommen für diese Güter ausgibt. 
Das Resümee der Zeitung: ,,Wenn 
wir davon ausgehen, daß auch für 
Wasser und Strom die Mindestabga- 
ben entrichtet werden müssen, wird 
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ersichtlich, wie beschränkt die Liste 
der Nahrungsmittel bleiben muß, die 
sich eine solche Familie leisten kann. 
Demnach muß ein Arbeiter seine Fa- 
milie mit täglich einem Brot, 30 g 
Fett, ca. 60 g Käse und etwas Gemü- 
se ernähren, auf Fleisch ganz ver- 
zichten und trotzdem mit seiner Pro- 
duktivkraft zur wirtschaftlichen 
Entwicklung beitragen.” 

Nach den Berechnungen der Ge- 
werkschaftskonföderation Tuürk-Is, 
die in dem Bericht zu ihrer 12. Voll- 
versammlung enthalten sind, beträgt 
die Zahl der auf den gesetzlichen 
Mindestlohn angewiesenen Erwerbs- 
tätigen 600.000. Rechnet man die 
Familienangehörigen hinzu, erhöht 
sich die Zahl der davon betroffenen 
Personen auf 2 Mio. Selbst der Mini- 
sterpräsident Uluscu mußte im De- 
zember letzten Jahres einräumen, 


daß bereits zum damaligen Zeit- 
punkt die Mindestlöhne keineswegs 
als befriedigend” bezeichnet wer- 
den können. Doch heftige Reaktio- 
nen von Unternehmern und Fried- 
mann-Jüngern um den ehemaligen 
Sprecher der Unternehmerverbände 
Özal erstickten die verhaltenen For- 
derungen einiger Gewerkschaften 
nach einer angemessenen Anhebung 
der Mindestlöhne bereits im Ansatz. 


Streit um 
„Schiedsstelle’’ 


Nicht einmal die durch ihre extrem 
juntafreundliche Politik in die 
Schußlinie der Basis geratene Türk- 
Is-Führung konnte sich der leisen 
Kritik an der Lohnpolitik der Mili- 
tärdiktatur und der von ihr geschaf- 
fenen ‚Obersten Schiedsstelle’’ 
verkneifen. Der scheidende Vorsit- 
zende der Türk-Is, Denizcier, mußte 
unumwunden zugeben, daß diese 
Kommission, an der seine Konföde- 
ration nach wie vor mitarbeitet, ,,das 
Lohngefüge vollends durcheinander- 
geraten läßt und sogar einige von ihr 
vor einigen Monaten verfügte Lohn- 
abschlüsse auf Drängen der Unter- 
nehmer erneut annulliert und zuun- 
gunsten der Arbeiter revidiert hat”, 


Einen Schritt weiter wagte sich der 
neugewählte Türk-Is-Vorsitzende 
Sevket Yilmaz kurz nach seiner 
Wahl: In einer Erklärung des Ge- 
schäftsführenden Tüfk-Is-Vorstan- 
des am 9.6.1982 heißt es: ,,Wenn die 
Oberste Schiedsstelle ihre heutige 
Haltung gegenüber den Lohnabhän- 
gigen beibehält und bei den neuen 
Lohnabschlüssen hinter ihren Ent- 
scheidungen vom Anfang dieses Jah- 
res zurückbleibt, ist es wahrschein- 
lich, daß Türk-Is in naher Zukunft 
die Verantwortung für diese Entwick- 
lung nicht mehr mittragen wird. Der 
Geschäftsführende Türk-Is-Vorstand 
behält sich das Recht vor, nach ei- 
nem ausführlichen Gespräch über 
den aktuellen Stand der Entschei- 
dungen der Obersten Schiedsstelle 
über seine weitere Mitwirkung an 
dieser Kommission endgültig zu ent- 
scheiden.” 

Die Tatsache, daß sich selbst Türk- 
Is-Führer genötigt fühlen, die von 


der Obersten Schiedsstelle verordne- 
ten Lohnabschlüsse öffentlich zu 
kritisieren, ist ein deutlicher Hinweis 
darauf, daß die Verelendung der 
breiten Massen in der Türkei bereits 
unüberhörbare Reaktionen hervor- 
ruft. Hinzu kommt, daß diese Prote- 
ste aus der Situation derjenigen re- 
sultieren, denen es im Vergleich zu 
der Masse der Erwerbslosen noch ei- 
nigermaßen ‚‚besser’’ (!) geht. Eine 
halbwegs objektive Schilderung der 
Situation der breiten Schichten, die 
außerhalb der Industriezentren aus- 
schließlich von der Landwirtschaft 
leben oder aber der Armut der Mil- 
lionen, die der Arbeitslosigkeit aus- 
geliefert sind, kann anhand der vor- 
liegenden Zahlen und Statistiken 
nicht rekonstruiert werden, weil sie 
in diesen Materialien kaum vorkom- 
men. 


Das neue 
Streikgesetz 


Die monetarische Politik der Junta- 
Regierung hat für die Großkonzerne 
und Exportunternehmen nur dann 
handfeste Vorteile, wenn bei ver- 
gleichsweise geringer Inflation die 
Löhne und Gehälter eingefroren 
werden können. Für eine zivile Re- 
gierung wäre es unmöglich, ein 
Streikverbot durchzusetzen; der 
Putsch der NATO-Generäle beraub- 
te die Arbeiter mit einem Schlag ihr- 
ter wichtigsten Waffe gegen die ver- 
heerenden Auswirkungen des ,,Sa- 
nierungsprogramms’’ zur Gesun- 
dung der größten Holdinggesell- 
schaften des Landes. Zur weiteren 
Stabilisierung an der Lohnfront, 
auch nach Übergang in eine Demo- 
kratie von Militärs Gnaden mit par- 
lamentarischer Fassade, soll das 
neue Streikgesetz beitragen, das der 
„Beratenden Versammlung vorge- 
legt wurde. 

Generell wird in dem neuen Gesetz 
festgelegt, daß alle Streiks von der 
jeweiligen Regierung unter Berufung 
auf mögliche Folgen, die zu einem 
„nationalen Notstand”’ führen 
könnten, verboten oder verschoben 
werden können. In den unter Kriegs- 
recht gestellten Regionen hat der 
Kriegsrechtskommandant allein die 
Befugnis, die Streiks zu verbieten 
bzw. unbefristet aufzuschieben. Die 
Regierung kann nach dem neuen Ge- 
setz bei drohender Gefahr für das 
Wohl des Landes einen Streik bis zu 
30 Tagen aussetzen. Die zugelasse- 
nen Gewerkschaften haben dann das 
Recht, sich an ein Schiedsgericht zu 
wenden, das innerhalb von zwei Wo- 
chen über die Rechtmäßigkeit der 
Aussetzung zu befinden hat. Kommt 
es auch vor dem Schiedsgericht zu 
keiner Einigung, kann die Oberste 


Schiedsstelle angerufen werden; bis 
zu ihrem Schiedsspruch sind alle 
Streiks untersagt. 


Streikrecht praktisch 
aufgehoben 


Die neuen gesetzlichen Bestimmun- 
gen schränken für weite Bereiche der 
Industrie das Streikrecht weitestge- 
hend ein. Allgemeines Streikverbot 
gilt für den Kriegsfall bzw. bei gene- 
reller oder partieller Mobilmachung. 
Bei einer Reihe von Industriezwei- 
gen, so in der Gesundheitsindustrie, 
Wasser- und Elektrizitätswerke, Ver- 
sicherungen, Lehr- und Lerninstitu- 
ten dürfen die Beschäftigten nicht 
streiken. In den Rüstungsbetrieben 
muß der Streikbeschluß erst der 
Obersten Schiedsstelle vorgelegt 
werden, die nach Überprüfung der 
Lage in dem jeweiligen Betrieb und 
nach „Abwägung der nationalen In- 
teressen” den Streik untersagen 
kann. Die ungesetzlichen Streiks 
können die Schließung der betref- 
fenden Gewerkschaft und die Inhaf- 
tierung der beteiligten Arbeiter mit 
sich bringen. Außerdem muß die je- 
weilige Gewerkschaft für alle dem 
Unternehmen entstandenen Schäden 
aufkommen. Ist die spontane Ar- 
beitsniederlegung ohne die Beteili- 
gung einer Gewerkschaft geschehen, 
sollen die Arbeiter die Entschädi- 
gungssumme aufbringen. 

Bei den legalen Streiks muß die in 
Frage kommende Gewerkschaft zu- 
nächst ein Protokoll über den schwe- 
lenden Konflikt anfertigen, das in- 
nerhalb von 6 Arbeitstagen den Be- 
schäftigten des Betriebes zur Ab- 
stimmung vorgelegt werden muß. 
Wenn sich über die Hälfte der Be- 
schäftigten für den Streik entschei- 
den, hat die Gewerkschaft die 
Pflicht, diesen Beschluß innerhalb 
von 15 Tagen dem zuständigen Rich- 
ter mitzuteilen. Auch die Mitteilung 
über den Streikbeginn, die innerhalb 
von 60 Tagen erfolgen muß, muß 
notariell beglaubigt und dem Arbeit- 
geber 12 Tage vor Streikbeginn vor- 
gelegt werden. Die Nichteinhaltung 
des mitgeteilten Streikbeginns hat 
den Verfall des Streikrechts zur Fol- 


ge. 
Das neue Streikrecht verbietet den 
Beschäftigten eines bestreikten Be- 
triebes, sich während der Streikdau- 
er auf dem Betriebsgelände aufzu- 
halten. Ihnen wird auch unter Straf- 
androhung untersagt, vor den Zu- 
fahrten zum Betriebsgelände Grup- 
pierungen zu bilden bzw. Warenbe- 
lieferungen zu verhindern. 


Die notwendigen Ausgaben eines 


Mindestlohnempfängers: 
Ausgaben Summe = TL 
Miete 2.500,- 
Transport 1.000,- 
Heizkosten 500,- 
Strom-Wasser 350,- 
30 Brote 600,- 
2 kg Küse 700,- 
5 kg Nudeln 500,- 
1 kg Fett 240,- 
5 kg Gemüse 350,- 
5 kg Kartoffeln 300,- 
1 kg Zucker 90,- 
200 g Tee 100,- 
2 kg Weizengrütze 120,- 
Total: 7.350,- 


Quelle: Cumhuriyet v. 14. 5. 1982 


Die Arbeitgeberverbände bestehen 
darauf, daß die Massenkündigungen 
endlich wieder zugelassen werden. 
Es ist ohnehin absehbar, daß dieser 
Schritt nach einer weiteren ‚‚Norma- 
lisierung’’, d.h. spätestens nach Be- 
kanntgabe des neuen Verfassungs- 
entwurfs vollzogen wird. 

Die Sprecher der Arbeitgeberverbän- 
de weisen auch bei jeder Gelegenheit 
darauf hin, daß die Aussage der von 
der Junta außer Kraft gesetzten Ver- 
fassung von 1961 über den „sozialen 
Charakter des Staates’ der Grund 
allen Übels sei, der zur „‚gewerk- 
schaftlichen Anarchie vor der Macht- 
übernahme’’ geführt habe. Auf dem 
Kongreß der Arbeitgeberverbände 
bezeichnete ein Sprecher die Arbeiter 
des Landes als die „glückliche Min- 
derheit”. 


Die Zielsetzung der Militärjunta bei 
der Ausschaltung auch minimaler ge- 
werkschaftlicher Rechte wird jedoch 
immer deutlicher. Auf ihrem letzten 
Kongreß mußten mehrere Türk-Is- 
Führer unter dem Druck der Basis 
zugeben, daß ihre Politik gegenüber 
der Juntaregierung durch Duldung 
und Stillschweigen gekennzeichnet 
sei. und mehrere von ihnen bezichtig- 
ten den Vizepremier Özal, immer 
noch seiner ehemaligen Funktion als 
„Sprecher des Arbeitgeberverban- 
des” nachzugehen. 

Die durch die monetarische Wirt- 
schaftspolitik programmierten Klas- 
senauseinandersetzungen scheinen 
offensichtlich selbst den bisherigen 
Befürwortern der Militärdiktatur un- 
abwendbar. 
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TÜRK-IS-Kongreß: 


Weiterer Rechtsruck? 


Hinter den Kulissen des 12. Kongres- 
ses der einzig noch legalen Gewerk- 
schaftsorganisation der Türkei, 
Türk-Is, vom 24.5. - 28.5.1982, kam 
es zu Auseinandersetzungen über die 
Zusammensetzung des neuen Vor- 
standes. Latente und auch offene 
Kritik wurde nicht nur von der Ge- 
werkschaftsbasis sondern sogar von 
einigen exponierten Vorstandsmit- 
gliedern geäußert. Im Mittelpunkt 
der Auseinandersetzungen standen 
die Personen des Generalsekretärs 
der Türk-Is und gleichzeitigen Mini- 
sters für soziale Sicherheit, Sadik Si- 
de, und des stellvertretenden Mini- 
sterpräsidenten Turgut Özal. 


Im Vorfeld des Kongresses kam es zu 
zahlreichen Kongressen der Einzel- 
gewerkschaften. Beim Kongreß der 
Gewerkschaft der Beschäftigten der 
Textilindustrie kam es zu erhebli- 
chen Differenzen zwischen dem Ge- 
werkschaftsvorsitzenden Sevket Yil- 
maz und Sadik Side. 

Letzterer mußte sich vor allem den 
Vorwurf gefallen lassen, er habe 
über seinen Regierungsämtern sein 
Amt als Generalsekretär der Türk-Is 
vernachlässigt. 


Ähnliches war beim Kongreß der 
Nahrungsmittelgewerkschaft Gida-Is 
zu hören. Bemerkenswert war vor al- 
lem am 15. 5. die Rede des Vorsit- 
zenden von Gida-Is, I. Denizcier, zu 
diesem Zeitpunkt noch Vorsitzender 
der Türk-Is: ‚‚Ich möchte eines beto- 
nen. Die Einkommen der Arbeitge- 
ber, die gestern noch mit Millionen 
bemessen wurden, liegen heute in 
Milliardenhöhe. Wo steht aber der 
Lohn, das Realeinkommen der Ar- 
beiter?” Er versicherte zumindest 
verbal seine Entschiedenheit, für die 
Aufrechterhaltung der gewerk- 
schaftlichen Rechte der ’6ler Verfas- 
sung einzutreten. Im Sinne ihrer 
Profitinteressen versuchten die Un- 
ternehmer, so Denizcier, die heutige 
Situation zur Ausbeutung der Mas- 
sen zu nutzen. 

„Es werden alle Kräfte mobilisiert, 
um die Situation zu nutzen und 
durch die neue Verfassung, resp. die 
88 274-275, die türkische Gewerk- 
schaftsbewegung zu knebeln und ihr 
Erstarken zu verhindern. Die Unter- 
nehmer wollen die Staatsführung 
täuschen und die Schuld an der Si- 
tuation vor dem 12. 9. 1980 der Ar- 
beiter- und Gewerkschaftsbewegung 
anlasten.” (Cumhuriyät, d. 17.5. 
1982) Nach mehr oder minder glück- 
losen Verteidigungsversuchen des 
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konterte mit schärferer Kritik der 
Organisationssekretär der Türk-Is, 
Erhan Ercelik: ‚‚Hier wird der Ein- 
druck vermittelt, als stünden bei an- 
stehenden Gesetzesvorlagen errunge- 
ne Rechte der Arbeiter nicht in Fra- 
ge. Trotzdem gibt es Tendenzen, die 
Rechte der Arbeiter beschneiden zu 
wollen . . . Mit einer beschnittenen 
Gewerkschaftsbewegung zur Demo- 
kratie zurückzukehren, ist keine 
wahre Demokratie.” 


Keine Änderungen 
beim Kongreß 


Der Kongreß selbst stand im Zeichen 


von Themen mit Orientierung auf ei- 
nige nicht näher definierte ökopnomi- 
sche Verbesserungen. Im Zentrum 
der Diskussionen standen vor allem 
die Arbeit der oberen Schiedskom- 
mission (YHK). 

Diese wurde wegen ihrer Parteinah- 
me für die Unternehmer heftig kriti- 
siert. Es waren auch Stimmen zu hö- 
ren, die die Auflösung der YHK for- 
derten. Auch wurde die Höhe der 
Minimallöhne als unter dem Exi- 
stenzminimum liegend bezeichnet. 
Politische Diskussionen, wie z.B. 
der DISK-Prozeß oder allgemeiner, 
die Liquidierung jeglicher demokra- 
tischer Bestrebungen, kamen nicht 
zur Sprache. Wenn doch, dann al- 
lenfalls in juntafreundlicher Manier. 
So polemisierte Denizcier bei seiner 
Eröffnungsrede am 25. 5. in Rich- 
tung DISK: ,,Wenn wir Provokatio- 
nen, Anarchie und Staatsfeindlich- 
keit nicht als Gewerkschaftsarbeit 
definieren, . . . ist Türk-Is seiner 
Aufgabe als freie Gewerkschaft ge- 
recht geworden. Wie auch immer 


heruminterpretiert wird, . . . Türk-Is 
kann deswegen frei arbeiten, weil er 
nicht innerlich vermodert ist.” 

Ein weiterer Delegierter versuchte, 
das Fernbleiben der internationalen 
Gewerkschaftsorganisationen, vor 
allem des Internationalen Bundes 
Freier Gewerkschaften und des 
DGB, mit dem Vorwurf zu kaschie- 
ren, daß diese von Türk-Is vergeb- 
lich die „Verteidigung der angeklag- 
ten DISK-Führung” erwarteten. 
Daß eher das Gegenteil der Fall sein 
dürfte, ist unschwer dem den Dele- 
gierten vorgelegten, über 500 Seiten 
umfassenden „Tätigkeitsbericht’”’ zu 
entnehmen, der dem Vernehmen 
nach die Handschrift des Generalse- 
kretärs und amtierenden Juntamini- 
sters Side trägt: Weite Strecken die- 
ses „‚Berichtes’’ lesen sich so, als wä- 
ren sie der Anklageschrift der Mili- 
tärstaatsanwaltschaft beim DISK- 
Prozeß entnommen ... 


Daß es sich bei den heftigen Kritiken 
an der Türk-Is-Führung eher um 
Scheingefechte handelte, und die be- 
rechtigten Klagen und Forderungen 
mehrerer Delegierten einfach igno- 
riert wurden, zeigte sich spätestens 
bei der Wahl des neuen Vorstandes, 
der die ausdrückliche Zustimmung 
des ausscheidenden Vorsitzenden 
Denizcier erhielt. Sevket Yilmaz, der 
neue Vorsitzende, wird zum rechten 
Flügel innnerhalb von Türk-Is ge- 
rechnet, der für alle Rechtskräfte, 
von AP bis zur MHP, als eine Inte- 
grationsfigur gilt. 


Der Juntaminister Side bleibt nach 
wie vor Generalsekreträr. Zumindest 
einer der neuen Führungsmann- 
schaft gilt als militanter MHP- 
Anhänger. °@° 


Der neue Türk-Is-Vorsitzende S. Yilmaz (Mitte) mit seinem Vorgänger I. De- 


nizeier auf dem Kongreß 


Juristen aus der BRD besuchen die Türkei (2): 


Massive 


Einschränkung des 
Verteidigungsrechtes 


Eine Juristendelegation aus der Bundesrepublik, der Rechtsanwältin 
Veronika Arendt-Rojahn, Richter Hans-Jürgen Brandt (OTV-Berlin) und 
Rechtsanwalt Udo Grönheit (Vereinigung Berliner Strafverteidiger) an- 
gehörten, reiste Ende Januar 1982 in die Türkei. 

Die Delegation hatte sich zum Ziel gesetzt, die Prozesse zu beobach- 
ten und Gespräche mit den Inhaftierten und ihren Verteidigern zu füh- 
ren. Im Anschluß an die Reise stellte die Delegation einen umfangrei- 
chen Rechtsbericht zusammen. In der Mai’82-Ausgabe der Türkei-In- 
formationen veröffentlichten wir den ersten Teil dieses detaillierten 
Berichts. In dieser ersten Folge nahmen die Juristen zu folgenden 
Fragen Stellung: Die Haltung der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland zu den politischen Prozessen und den Menschenrechts- 
verletzungen. Rechtsstaatlichkeit der Militärgerichtsverfahren und 
die Situation von Beschuldigten und Verteidigern. In der zweiten und 
letzten Folge setzen sich die Berichterstatter mit den politischen Pro- 


zessen in der Türkei auseinander: 


Behinderung der 
Verteidigung, Verfolgung 
von Anwälten 


Neben der Folter gibt es in vielen Ver- 
fahren eine weitgehende Beschrän- 
kung der Verteidigung, die bis zur 
Verhinderung von Verteidigung über- 
haupt geht. 

So werden die Gespräche zwischen 
den Verteidigern und den Gefange- 
nen überwacht. Zwar gibt es in der 
Türkei auch in normalen Zeiten keine 
ausdrückliche Regelung für den Kon- 
takt zwischen dem Verteidiger und 
dem inhaftierten Mandanten, jedoch 
sollen sich daraus früher keine Pro- 
bleme ergeben haben. Jetzt wird das 
Verteidigergespräch von Soldaten 
mitangehört. Ih den Östlichen Pro- 
vinzen der Türkei sind, wenn über- 
haupt Verteidiger mitwirken, die 
Sprechzeiten für Verteidiger und 
Mandanten teilweise bis auf drei Mi- 
nuten, ja sogar auf nur dreißig Se- 
kunden pro Woche beschränkt. Da 
auch im Gerichtssaal die Verteidiger 
streng getrennt von den Angeklagten 
sitzen, kann von einer ausreichenden 
Möglichkeit der Verteidigungsvorbe- 
reitung nicht gesprochen werden. Das 
türkische Recht kennt nicht die Insti- 
tution der notwendigen Verteidigung, 
so daß selbst in Prozessen, in denen 
die Todesstrafe gefordert wird, Ange- 
klagte ohne Verteidiger bleiben. 

In der Osttürkei hat es Fälle gegeben, 


in denen auf Angeklagte Druck aus- 
geübt worden ist, sich von ihrem Ver- 
teidiger zu trennen. Die Prozesse wer- 
den verschleppt. Nach langer Unter- 
suchungshaft und Fortdauer der Haft 
während der Hauptverhandlung fin- 
den die Sitzungstage in Abständen 
von zwei oder vier Wochen statt. 
Die Redefreiheit der Verteidiger und 
der Angeklagtenist in verschiedenen 
Verfahren (DISK-Verfahren und 
Verfahren in den Ostprovinzen) stark 
beschränkt. In den Ostprovinzen 
kann auch nicht von öffentlichen 
Prozessen gesprochen werden. Bei 
Verurteilungen bis zu drei Jahren 
Haft gibt es keine Rechtsmittel gegen 
die gerichtlichen Entscheidungen. Ur- 
teile mit Strafen bis zu kanpp drei 
Jahren häufen sich. 


Behandlung einzelner 


Rechtsanwälte durch die 
Militärbehörden 


Rechtsanwälte, die die Folter- und 


sonstige Vernehmungsmethoden an- 
zuprangern wagen, werden starkem 
Druck ausgesetzt oder geraten selbst 
in Haft. So wurde der Kollege Musta- 
fa ULUTMAZ wegen Beleidigung 
des Militärkommandanten für 1 1/2 
Monate in Haft genommen. Er hatte 
die Folter angeprangert und den Vor- 
gang, daß Gefangene bei verbunden 
Augen gezwungen werden, Verneh- 
mungsprotokolle, deren Inhalt sie 


nicht kennen, zu unterschreiben. Der 
Kollege Halil AKLAR aus Adana 
mußte auf Druck des Provinz-Mili- 
tärkommandanten eine Erklärung 
unterschreiben, daß er in Zukunft 
nicht mehr in Prozessen gegen Kom- 
munisten verteidigen werde. Als 
Rechtsanwalt Aklar sich daran nicht 
hielt, wurde er einfach durch Be- 
scheid des Kommandanten aus der 
Provinz ausgewiesen. Gleiches ge- 
schah dem Kollegen Ali ÖGRET- 
MEN, der in verschiedenen Prozes- 
sen als Verteidiger der Mitglieder lin- 
ker Gruppierungen aufgetreten war. 
Gegen den Kollegen Emin DEGER 
läuft ein Strafverfahren, weil er den 
Vorwurf der Folter erhoben hat. 


Erlebnisbericht eines 
Gefolterten 


Die Delegation hatte Gelegenheit, mit 
einem Folteropfer persönlich zu spre- 
chen. Es handelt sich dabei um den 
27 Jahre alten Arbeiter Ismail CEN- 
GÜL, ehemaliger örtlicher Vorsitzen- 
der der Textilarbeitergewerkschaft in 
Kayseri und ebenfalls Kreisvorsitzen- 
der der TIKP. 

Er wurde am 8. Januar 1981 festge- 
nommen, zusammen mit ihm acht 
weitere führende Mitglieder der örtli- 
chen Parteiorganisation, sowie eine 
Reihe von Schülern des örtlichen 
Gymnasiums, die teilweise erst vier- 
zehn oder fünfzehn Jahre alt waren, 
und einige andere Personen. Cengül 
wurde illegale politische Arbeit vor- 
geworfen. Zur Erzwingung eines Ge- 
ständnisses bzw. sonstiger Aussagen 
über politische Verbindungen wurde 
er gefoltert. Dies geschah durch 
Schlagen, Stromschläge, Einklem- 
men von Finger- und Fußnägeln. Bei 
der Ausführung der Folter wurde er 
an Heizungsrohre festgebunden. Die 
Folter wurde durch einen Polizeibe- 
amten durchgeführt, der sich selbst 
als ‚‚Refik’’ vorstellte. Die elektri- 
schen Schläge wurden in der Weise 
versetzt, daß ein Kabelende an den 
kleinen Finger einer Hand, das ande- 
re an der Zunge befestigt wurde. Der 
Strom wurde durch einen Generator 
regulierbar erzeugt. Cengül wurde 
acht Tage lang gefoltert. Er hat dieser 
Foltertour widerstanden und keine 
Aussagen, wie sie von ihm verlangt 
wurden, gemacht. 

Bei anderen Gefangenen wurden die 
Folterungen dadurch verschärft, daß 
durch die Heizungsrohre heißes Was- 
ser geleitet wurde, während sich die 
festgebundenen Gefangenen nicht 
rühren konnten. Bei einem Gefange- 
nen führte das zu so starken Verbren- 
nungen, daß er die betroffenen Mus- 
keln nicht mehr bewegen konnte. 


Weiter wurden die Gefangenen mit 41 
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kaltem Wasser übergossen. Anschlie- 
Bend muñten sie bei winterlichen 
Temperaturen mehrere Stunden im 
Freien stehen. 

Es wurden auch die Ehefrauen der 
festgenommenen Männer herbeige- 
holt. Den Ehefrauen wurde mit Ver- 
gewaltigung gedroht. Mit Schlag- 
stöcken wurde ihnen auf die Schen- 
kel geschlagen. Die Zehen wurden ih- 
nen dadurch eingeklemmt, daß sich 
der Folterer mit seinen Hacken auf 
die Zehnägel stellte. Durch diese Be- 
handlung der Frauen, die teilweise in 
Gegenwart der Gefangenen stattfand, 
sollte psychischer Druck auf die Ge- 
fangenen ausgeübt warden und soll- 
ten zugleich die Frauen zum Reden 
gebracht werden. Nach der Informa- 
tion des Vaters eines der festgehalte- 
nen Schüler sind auch die Schüler ge- 
foltert worden. 

Nach der einwöchigen Folter wurde 
Cengül mit anderen Gefangenen in 
das Gefängnis Zincidere gebracht. 
Auf dem Transport dorthin wurde er 
in den Magen und auf den Rücken 
geschlagen. 

Am 26. Januar 1982 wurde Cengül 
von dem zuständigen Gericht in Kay- 
ser vom Vorwurf der illegalen politi- 
schen Arbeit freigesprochen und frei- 
gelassen. Auf Grund der erlittenen 
Schläge hat er eine innere Verletzung 
an einem Ohr zurückbehalten. 


Der Prozeß gegen die DISK 
(Fortschrittliche Arbeiter 
Gewerkschafts- 
konföderation) 


Parallel zu den in Ankara laufenden 


Verfahren läuft zur Zeit in Istanbul 
ebenfalls vor dem Militärgericht das 
Verfahren gegen 52 Führer der DISK, 
der zweitgrößten Gewerkschaftskon- 
föderation in der Türkei, mit fast ei- 
ner halben Million Mitgliedern. Die 
DISK wurde nach dem 12. September 
1980 verboten. Etwa 2.000 Angehöri- 
ge der DISK befinden sich zur Zeit in 
Haft. Anklage erhoben wurde bisher 
lediglich gegen die 52 Gewerkschafts- 
führer. Weitere Verfahren mit jeweils 
mehreren hundert Angeklagten sind 
in Vorbereitung. Mit der am 26. Juni 
1981 erhobenen Anklage wird für alle 
52 Angeklagten die Todesstrafe ge- 
fordert. Vorgeworfen wird der DISK, 
Aktivitäten verfolgt zu haben, die ge- 
eignet waren, den Staat zu destabili- 
sieren, eine revolutionäre Situation 
herbeizuführen bzw. den Staat auflö- 
sen zu wollen. Daß die DISK mit ih- 
ren Aktivitäten entsprechende Ziele 
verfolgt habe, wird gefolgert aus der 
Beteiligung einzelner Gewerkschafts- 
führer an den Arbeiterunruhen in 
Istanbul 1970, aus dem behaupteten 


Zusammenwirken mit revolutionären 
Organisationen, insbesondere der il- 
legalen TKP (Kommunistische Partei 
der Türkei). Aufrund dieser behaup- 
teten Zusammenhänge werden den 
Mitgliedern der DISK auch Gewal- 
tanwendung, Morde, Zerstörung von 
Eigentum und Fabrikbesetzungen zur 
Last gelegt. Gegenstand der Anklage 
ist darüber hinaus der Verstoß gegen 
die Art. 141, 142 des türkischen Straf- 
gesetzbuches. Allein die bloße Tatsa- 
che, ein führendes Mitglied der DISK 
zu sein, reicht in vielen Fällen aus, 
um die Verantwortlichkeit für die mit 
der Anklage behaupteten Tätigkeiten 
zu begründen. 


Politische Prozesse in 
der Osttürkei 


Über die Situation der politischen 
Prozesse in der Osttürkei gibt es in 
Ankara und in Istanbul nur sehr we- 
nige Informationen. Es heißt ganz 
allgemein, daß die Situation dort 
kaum bekannt sei, weil die Öffent- 
lichkeit in diesen Verfahren so gut wie 
ausgeschlossen sei. Verschiedenen 
Vertretern der verschiedensten Dele- 
gationen ist es bisher nicht gelungen, 
bei solchen Verfahren als Prozeßbe- 
obachter teilzunehmen. Es werden er- 
sichtlich mehrere große Prozesse ge- 
führt mit hunderten von Angeklagten 
gegen Angehörige verschiedener kur- 
discher Organisationen, denen über- 
wiegend separatistische Tendenzen 
vorgeworfen werden. 

Daneben finden Prozesse größeren 
Ausmaßes statt gegen Angehörige der 
Arbeiterpartei der Türkei (TIP), der 
Kommunistischen Partei der Türkei 
(TKP). 

Pressemitteilungen vom 4. Febr. 1982 
zufolge, hat am 3. Febr. 1982 in der 
osttürkischen Stadt Erzurum ein 
Massenprozeß gegen 136 Angehörige 
des kurdischen Volksteils begonnen, 
denen sezessionistische Bestrebungen, 
Bildung einer terroristischen Unter- 
grundvereinigung und Morde zur 
Last gelegt werden. Alle Angeklagten 
sollen der bewaffneten kurdischen 
Untergrundgruppe „‚Apocular”’ ange- 
hört haben. Nach Angaben der Be- 
hörden sollen seit dem Militärputsch 
mehr als 2.000 der 3.200 Mitglieder 
dieser Vereinigung verhaftet worden 
sein. Ein weiteres Verfahren gegen 
447 angebliche Mitglieder der Gruppe 
„Apocular’’ findet zur Zeit in Diyar- 
bakir, im Südosten der Türkei, statt. 
Der DISK-Prozeß in Istanbul, und 
auch das wurde uns übereinstimmend 
von sämtlichen Gesprächspartnern 
bestätigt, läuft in jeder Hinsicht unter 
Bedingungen ab, die ein faires Ver- 
fahren ausschließen. So wurde von 
dem Vorsitzenden des Gerichtes für 


dieses Verfahren die Anwendung des 
Kriegesrechtes verfügt. Eine derartige 
Möglichkeit ist nach dem Ausnahme- 
zustandsgesetz gegeben, wobei im 
Gesetz nicht geregelt ist, unter wel- 
chen Voraussetzungen in einem Ver- 
fahren das Kriegsrecht tatsächlich an- 
gewendet werden kann. Die Anwen- 
dung des Kriegsrechtes im DISK-Ver- 
fahren hat zur Folge, daß jeder Ange- 
klagte nur noch durch einen Anwalt 
vertreten werden kann und daß so- 
wohl die Angeklagten als auch die 
Verteidiger in ihrem Rede- und Fra- 
gerecht erheblich eingeschränkt sind. 
So sind im DISK-Prozeß Redezeitbe- 
schränkungen verfügt worden. An- 
wälte sind bei Meinungsverschieden- 
heiten zu Verfahrensfragen aufgefor- 
dert worden, den Verhandlungssaal 
zu verlassen. Die meisten der Anwälte 
sind unter Protest aus dem Verfahren 
ausgezogen, was zur Folge hat, daß 
sich die Angeklagten jetzt überwie- 
gend selbst vertreten müssen. Das 
türkische Strafrecht kennt auch für 
den Fall, daß die Todesstrafe bean- 
tragt ist, den Begriff der notwendigen 
Verteidigung icht. Das Gericht kann 
deshalb ohne weiteres ohne Anwälte 
verhandeln und Anwälte auch aus 
dem Sitzungssaal entfernen lassen. 

Die meisten der übrigen etwa 2.000 
verhafteten DISK-Mitglieder wissen 
bis zum heutigen Tage nicht, was ih- 
nen eigentlich vorgeworfen wird. Die 
Haftbefehle enthalten lediglich die 
allgemeinen Hinweise auf Verstöße 
gegen die Art. 141, 142 u.a. Weder 
sind die konkreten Straftatbestände 
bezeichnet noch der eigentliche Tat- 
vorwurf. Von Anwälten, die in die- 
sem Verfahren tätig sind, wurde uns 
berichtet, daß es bisher in keinem Fall 
möglich gewesen ist, Akteneinsicht zu 
erhalten oder auch nur Einsicht in das 
Vernehmungsprotokoll der Polizei 
oder der Staatsanwaltschaft. Die 
Kontaktmöglichkeiten zwischen den 
Untersuchungshäftlingen und den 
Verteidigern sind minimal. Unkon- 
trollierte Gespräche sind nicht mög- 
lich. Es gilt als sicher, daß die meisten 
Verhafteten während der Polizeihaft, 
die bis zu 90 Tagen betragen kann, 
schwer gefoltert worden sind. Auch 
insoweit sind Gespräche hierüber un- 
ter den gegebenen Umständen ausge- 
schlossen. ® 


In diesem Verfahren ist gegen 97 der 
Angeklagten die Todesstrafe bean- 
tragt worden. Übereinstimmend wur- 
de uns zu diesem Verfahren in der 
Osttürkei in Ankara mitgeteilt, daß in 
diesen Verfahren, bei denen es sich 
überwiegend um Massenprozesse mit 
mehreren hundert Angeklagten han- 
delt, die Rechte der einzelnen Ange- 
klagten in jeder Hinsicht verletzt 
sind. Die Angeklagten sind von der 
Außenwelt praktisch abgeschlossen. 


Die Kontakte zu den Anwälten wer- 
den von den Militärbehörden häufig 
auf nicht weniger als 30 Sekunden be- 
schränkt. Die Angeklagten werden 
unter Druck gesetzt, den Anwälten, 
die überhaupt noch unter derzeitigen 
Bedingungen tätig sind, das Mandat 
zu entziehen. Einmalig in der Ge- 
schichte der Türkei ist auch, daß die 
Angeklagten in diesen Verfahren zu- 
mindest zum Teil in militärischer Ge- 
fangenenkleidung vorgeführt und in 
diesem Aufzug an der Hauptver- 
handlung teilnehmen müssen. Wäh- 
rend der Verhandlung herrscht eine 
strenge militärische Disziplin, was 
z.B. bedeutet, daß die Angeklagten 
während der gesamten Verhandlung 
ihren Blick auf das Gericht militä- 
risch ausgerichtet halten müssen. Be- 
zeichnend für den Verlauf dieser Ver- 
fahren ist, daß auch Anwälte, die in 
diesen Verfahren tätig gewesen sind, 
unter dem Vorwurf verhaftet worden 
sind, ebenfalls der angeklagten Verei- 
nigung zugehörig zu sein. 


Gegen das Rechtsstaatprinzip ver- 
stößt auch — wie bereits dargelegt — 
daß die Betätigung für eine vormals 
legale Partei nach deren Verbot unter 
Strafe gestellt wird. Der Tatbestand 
des einschlägigen $ 141 des türkischen 
Strafgesetzbuches ist weit gefaßt. Er 
ist von seiner Anlage her eine Gene- 
ralklausel, dem jegliche präzise tatbe- 
standliche Fixierung fehlt. Der Wort- 
laut und darüber hin-us die unter der 
Militärherrschaft noch erheblich <r 
weiterte Auslegung der Vorschrift 
durch die Anklagebehörde und die 
Gerichte haben zur Folge, daß die 
grundsätzlich erforderliche gesetzli- 
che Garantiefunktion des Tatbestan- 
des ausgehöhlt wird. Der Bürger ist 
nicht mehr in der Lage zu erkennen, 
ob seine politische Betätigung für ei- 
ne Gesellschaftsreform im Nachhin- 
ein strafrechtlich sanktioniert wird. 

Ferner gewann die Delegation bei der 
Beobachtung des MHP-Prozesses 
den Eindruck, daß bei diesem und 
anderen Massenprozessen, in denen 


“mehr als 100 Personen angeklagt 


sind, die drei erkennenden Richter 
(bzw. fünf bei mehr als 200 Ange- 
klagten) völlig überfordert sein dürf- 
ten, für jeden Angeklagten die Ein- 
zelfallgerechtigkeit zu finden. (J 


Neues Hochschulgesetz 


Aufhebung 


der Autonomie 


Am 4. November 1981 wurde ein 
neues Hochschulgesetz durch die Mi- 
litärjunta verabschiedet und tritt im 
Sommer 1982 in Kraft. Durch dieses 
neues Gesetz wurde die Gründung, 
die Organisation und Verwaltung, so- 
wie die Ernennung der Hochschulleh- 
rer und die Zielrichtung der wissen- 
schaftlichen Arbeit im Sinne der Mili- 
tärjunta einschneidend verändert. 

Auf diese Weise soll die Autonomie 
der 14 Universitäten und Hochschu- 
len völlig aufgehoben werden, Das ist 
der Kernpunkt der verschiedenen Re- 


gelungen. 


Das Gesetz beschreibt die Bildungs- 
ziele, Personalfragen und die Aufga- 
ben der einzelnen Organe der Hoch- 
schulen. 


Kontrollfunktion 
des Staates 


Alle wesentlichen Regelungen für die 
wissenschaftliche Ausbildung trifft 
der sogenannte Hochschulrat (YÖK). 
Dieser Hochschulrat wird jetzt über- 
wiegend von der Regierung selbst zu- 
sammengesetzt, so daß von Autono- 
mie nicht mehr die Rede sein kann. 
8 Mitglieder bestimmt der Staatschef 
in eigener Person. 1 Mitglied ernennt 
der Chef des Militärstabes, 8 weitere 
der Ministerrat, 2 das Erziehungsmi- 
nisterium und schließlich „‚darf”’ die 
Rektorenkonferenz die letzten 8 Per- 
sonen auswählen. Zur Sicherheit 
müssen alle Kandidaten vom Staats- 
chef bestätigt werden. Sollte der 
Staatschef diese Personen ablehnen, 
muß neu gewählt werden. 


Wenn nach dem zweiten Wahlgang 
die ausgesuchten Persönlichkeiten 
dem Staatschef immer noch nicht ge- 
nehm sein sollten, ernennt er die Kan- 
didaten kurzerhand selbst. Wie der 
Rat auch immer zustande kommt, 
der Vorsitzende dieses Gremiums 
wird vom Staatschef ausgewählt. Da- 
bei ist noch zu beachten, daß der Vor- 
sitzende seine Aufgabe an den Erzie- 
hungsminister abtreten muß, falls 
dieser es für notwendig hält. Durch 
diese Regelung wird die starke 
Machtposition des Staatschefs (jetzt: 
General Evren) und der Militärs deut- 
lich zum Ausdruck gebracht. 


Drei verschiedene 
Staatsexamen 


Auch die innere Struktur der Hoch- 
schulen wird verändert. Die Lehr- 
stühle werden aufgelöst und neue Ab- 
teilungen gebildet. Wichtig dabei ist, 
daß von nun an drei verschiedene 
Examensarten eingeführt werden. Sie 
stellen unterschiedliche Qualifika- 
tionsstufen dar. Nur die dritte Stufe 
kommt einer vollwertigen Hochschul- 
ausbildung gleich. Ziel dieser Maß- 
nahme ist es, die Mehrheit der Stu- 
denten zu entqualifizieren, sie auf 
mindereingestufte Arbeiten vorzube- 
reiten und es nur einer Elite zu er- 
möglichen, staatlich anerkannte Aka- 
demiker zu werden. Dies unter dem 
Vorwand, daß nur die wirklich geeig- 
neten Leute einen Studienplatz erhal- 
ten sollen. 


Wie widersinnig dieser Ansatz ist, 
wird deutlich, wenn wir die allgemei- 
ne Ausbildungsmisere betrachten. 
Zunächst müssen die Abiturienten, 
um überhaupt an die Hochschule zu 
kommen, eine zentral geregelte Auf- 
nahmeprüfung ablegen. Im Jahre 
1981 nahmen 300000 Kandidaten 
teil. Die Gesamtaufnahme-Kapazität 
aller Hochschulen liegt aber bei nur 
59000. Der Rest bleibt vor der Tür. 
Diese Zahl wird von Jahr zu Jahr 
größer. 

Unter 4 Millionen Arbeitslosen in der 
Türkei gibt es für diese jungen Men- 
schen keine Chance, anstelle des Stu- 
diums in der Wirtschaft einen Job zu 
finden. 

Über die Gerechtigkeit der Aufnah- 
meprüfung ist noch zu vermerken, 
daß die Chancengleichheit mit der 
Lupe zu suchen ist. Die Aufgaben- 
stellung ist für alle die gleiche. Die 
Ausbildungsmöglichkeiten sind es je- 
doch nicht. Nur in den großen Städ- 
ten herrscht kein Lehrermangel, so 
daß alle Fächer unterrichtet werden 
können. Viele Kinder können hier 
auch, finanziell von begüterten Eltern 
unterstützt, Privatunterricht erhalten. 
In den ländlichen Gebieten, wie z.B. 
Anatolien, unterrichten zu wenig 
Lehrer, so daß einige Fächer ganz 
ausfallen. 

Diese undemokratische Aufnahmere- 
gelung wird durch die organisatori- 13 


sche Veränderung des Studiums selbst 
(Drei-Klassen-Examen) noch ver- 
schärft. 


Die staatliche Kontrolle soll auch 
durch eine angepaßte Universitätsor- 
ganisation garantiert werden. Der je- 
weilige Rektor soll vom Staatschef er- 
nannt werden. In der Rektoren-Kon- 
ferenz hat zusätzlich ein von den Mi- 
litärs erwählter Hochschullehrer Sitz 
und Stimme. Die Voraussetzung für 
eine Kandidatur als Hochschulrektor 
ist eine fünfzehnjährige Lehrtätig- 
keit. Durch diese strenge Auswahl des 
Rektors soll der Zugriff der Junta auf 
das gesamte innere Hochschulleben 
funktionieren. Nur der Rektor kann 
Senatssitzungen einberufen, sucht die 
„geeigneten’”’ Dekane aus und be- 
stellt neue, natürlich ebenfalls „‚geeig- 
nete” Hochschullehrer. Diese Ten- 
denz setzt sich auf der Ebene der Mit- 


bestimmung in der Weise fort, daß 
sie gar nicht existiert. Ein Mitspra- 
cherecht über eine Personalvertre- 
tung ist für die Professoren nicht vor- 
gesehen. Sie können auch eine Beru- 
fung auf einen bestimmten Lehrstuhl 
nicht ablehnen, denn ansonsten dür- 
fen sie an keiner anderen Universität 
oder ähnlicher staatlicher Stelle mehr 
arbeiten. 


Staatsaufsicht 
über die 
Studentenschaft 


Die Studentenschaft soll dann auch 
entsprechend in Zaum gehalten wer- 
den. Die Studienbedingungen werden 
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recht eingeführt. Bei den Vorlesungen 
herrscht Anwesenheitspflicht. Fehlt 
jemand 30 Tage innerhalb von zwei 
Semestern, so bedeutet das den Aus- 
schluß vom Examen. 

Jegliche politische Betätigung ist ver- 
boten. Benimmt sich ein Student 
nicht nach den Ordnungsvorschrif- 
ten, „stört” er z.B. den Unterricht 
durch Äußerungen, die sehr schnell 
als Beleidigungen des Lehrpersonals 
bezeichnet werden können, oder 
nimmt er gar an einem Vorlesungs- 
boykott oder einer Besetzung teil, 
wird er exmatrikuliert. Für alle Zeiten 
soll er gebrandtmarkt sein, denn alle 
anderen Hochschulen, Wehrämter 
und der Staatssicherheitsdienst wer- 
den informiert. Insgesamt werden al- 
le Hochschulangehörigen zu Men- 
schen ohne menschliche Eigenschaf- 
ten degradiert. Selbständige Mei- 
nungsäußerungen sollen unmöglich 


gemacht werden. So darf auch nie- 
mand Mitglied einer politischen Par- 
tei sein. Menschen ohne Münder. 
Ideale Zustände für die ,,neue” Re- 
gierung. 


Kritik der 
Hochschullehrer 


In der juristischen Fakultät in Anka- 
ra bildete sich eine Kommission, die 
die Auswirkungen des neuen Hoch- 
schulgesetzes untersuchte. In dem Be- 
richt der Kommission wird festge- 
stellt, daß von einer Autonomie der 
Hochschulen keine Rede mehr sein 
kann, solange den Hochschullehrern 
keine wissenschaftliche Freiheit zuge- 


billigt wird. Deshalb müsse das Ge- 
setz grundlegend geändert werden. 
Die Hochschullehrer der Fakultät für 
Staats- und Verwaltungswissenschaft 
und der Fakultät für Ökonomie ha- 
ben sich auch gegen das neue Gesetz 
ausgesprochen. 

Dr. Sükrü Gürel von der Fakultät für 
Staats- und Verwaltungswissenschaft 
hat die Ablehnung des Gesetzes fol- 
gendermaßen formuliert: „Die Ver- 
hinderung der freien Meinungsäuße- 
rung kann nur die Sache derjenigen 
sein, die Angst davor haben müssen. 
Eine Gesellschaft wird zur Sklavenge- 
sellschaft, wenn sie aus Menschen be- 
steht, die ihre Gedanken nicht frei äus- 
sern dürfen.” 


Auch Prof. Dr. Nuri Karacan von 
der Fakultät für Ökonomie in Istan- 
bul gab eine negative Stellungnahme 
ab: „Eine gesetzliche Regelung ist 
nur dann zu rechtfertigen, wenn sie 
die elementaren Freiheiten schützt 
und beachtet. Das Gesetz verstößt ge- 
gen unsere Verfassung von 1961. Es 
widerspricht in einem solchen Maße 
allen Grundprinzipien moderner De- 
mokratie, daß es auch gegen die 
neue, in Vorbereitung befindliche 
Verfassung verstoßen muß. Behaup- 
tet dagegen jemand, das Hochschul- 
gesetz werde mit der neuen Verfäs- 
sung in Einklang stehen, ist dies ein 
Beweis dafür, daß die neue Verfas- 
sung ohne Abstimmung quasi schon 
feststeht und im Sinne der herrschen- 
den Kreise ausgerichtet ist.” 

Der prominente Jurist Prof. Bahri 
Savci von der Fakultät für Staats- 
und Verwaltungswissenschaft hat 
ebenfalls das Gesetz kritisiert und be- 
tont, daß man durch das neue Hoch- 
schulgesetz die gesamte Autonomie 
der Universitäten zu Grunde richten 
will. Eine weitere Meinungsäußerung 
kommt vom Dozenten Dr. Kongur, 
Mitglied der Hacettepe Universität in 
Ankara. Danach wird das Hoch- 
schulpersonal in eine Situation ver- 
setzt, in der es weder über Probleme 
des Landes, noch über seine eigenen 
Probleme sprechen darf. 


Prof. Merih Ipek von der Fakultät 
für Ökonomie in Istanbul: ‚Das 
Wort Universität ist schon ein leeres 
Wort geworden. Das Unbehagen der 
Hochschullehrer wurde durch dieses 
Gesetz zugespitzt.’’ Dabei seien vor 
allem die verantwortungsbewußten 
Hochschullehrer beunruhigt, die an 
die Notwendigkeit der Autonomie 
und die wissenschaftliche Freiheit an 
den Hochschulen glauben. 

Dr. Gündüz Vassaf formuliert dazu: 
„Die letzten Veränderungen am 
Hochschulgesetz machen die Siche- 
rung des Arbeitsplatzes völlig zunich- 
te und versetzen die Hochschullehrer 
in die Rolle eines Hausdieners.”” @ 


Interview 


Murat Tokmak (DISK): Gemeinsam 
für eewerkschaftliche Rechte! 


Frage: Welche Ziele verfolgt die Mili- 
tärjunta in der Türkei im DISK-Pro- 
ze) und damit, daß sie die DISK-Ge- 
werkschafter unterdrückt? 


Antwort: Durch den Militärputsch 
vom 12. September wurden die Akti- 
vitäten der DISK sowie ihrer Einzel- 
gewerkschaften unterbunden und ih- 
re Führer inhaftiert. Die Führer der 
DISK werden von der Militärjunta 
beschuldigt, die Arbeiter mit frem- 
den Ideologien infiltriert zu haben, 
den 1. Mai yeranstaltet, Streiks mit 
ideologischen Zielen organisiert, so- 
wie Aktionen und Veranstaltungen 
durchgeführt zu haben, die das Ziel 
hatten, den Staat zu stürzen. 


Für die Verurteilung der DISK-Füh- 
rer war es notwendig, diese Anschul- 
digungen zu belegen. Aber weder bei 
der Durchsuchung der DISK-Büros 
noch den Einrichtungen ihrer Einzel- 
gewerkschaften konnten diesbezügli- 
che Beweise gefunden werden. Sie 
wurden nicht gefunden, weil die 
DISK eine ökonomische und demo- 
kratische Organisation der Arbeiter- 
klasse war und ist. 


Weil der Staat für seine Anschuldi- 
gungen keine Beweise erbringen 
konnte, glaubte er, die inhaftierten 
Gewerkschaftsführer sowie tausende 
aktiver Gewerkschafter unter Druck 
setzen, sie foltern und zu ‚‚Geständ- 
nissen” zwingen zu müssen. Die Re- 
pressalien der Haft und die Folter 
wurden verstärkt, je mehr es sich er- 
wies, daß die unterdrückten Gewerk- 
schaftsführer diesen Maßnahmen wi- 
derstanden und bis zum heutigen Ta- 
ge widerstehen. 

Bei dieser Mißachtung der elemen- 
tarsten Menschenrechte in der Haft 
scherte sich die Junta auch nicht um 
die von ihr selbst festgelegte 90- 
Tage-Frist, innerhalb derer gegen die 
Verhafteten Anklage erhoben wer- 
den muß. 

So dauerte die Untersuchungshaft 
für die DISK-Führer insgesamt 100 
bis 115 Tage statt der gesetzlich 
möglichen 90 Tage. Aber man ver- 
suchte vergeblich, den Gewerk- 
schaftsführern und aktiven Gewerk- 
schaftern die gewünschten Aussagen 
abzupressen. 

Die reaktionäre Militärdiktatur ver- 
suchte, durch diese Unterdrückung 
die DISK insgesamt zu verurteilen, 
ihre Führer wurden gefoltert, um 
den DISK-Prozeß eröffnen zu kön- 


MURAT TOKMAK, 34, Mitglied 
des DISK-Vorstandes und stellvertre- 
tender Vorsitzender der Metallarbei- 
tergewerkschaft Maden-Is, gehört zu 
den Gewerkschaftern, die dem Terror 
der Militärjunta entkamen und den 
Kampf für die uneingeschränkten 
Gewerkschaftsrechte in der Türkei im 
Ausland fortführen. Tokmak war bis 
1975 Vertrauensleutevorsitzender bei 
der Tochtergesellschaft von Magirus 
in der Türkei, 1975 - 1977 Maden-Is- 
Bevollmächtigter im 1. Bezirk (Istan- 
bul). 1977 wurde er zum geschäfts- 
führenden Vorstand seiner Gewerk- 
schaft und 1978 zum stellvertretenden 
Vorsitzenden gewählt. Seit 1980 ge- 
hört er auch zum DISK-Vorstand. 


nen. Schließlich hat man eine Ankla- 
ge erhoben, die die unglaublichsten 
Anschuldigungen enthielt. Mit die- 
ser Anklage hat die Junta schließlich 
am 24. 12. 1981 den DISK-Prozeß 
eröffnet. Die Anklageschrift umfaßt 
817 Seiten. Auf keiner Seite konnte 
der Militärstaatsanwalt Takkeci den 
DISK-Führern nachweisen, daß sie 
in irgendeiner Weise mit dem Terror 
zu tun gehabt haben, bzw. daß sie in 
irgendeiner Weise mit dem Terror in 
Verbindung gebracht werden konn- 
ten. Was will man also? Was will die 
Junta durch diesen DISK-Prozeß er- 
reichen? Der Millitärstaatsanwalt 
Takkeci sagt in der Anklage: ‚Der 
DISK-Prozeß zählt nicht zu solchen 
Prozessen, die sich mit vollendeten 
Tatbeständen bzw. Delikten befas- 
sen, sondern er zählt zu solchen Pro- 
zessen, die man als Tatbestände be- 
zeichnen kann, die gewisse Gefahren 
mit sich bringen würden.” Erklärt 
dieser Satz nicht Vieles? Liegt darin 
der Grund, warum die Junta DISK 
vernichten will? 


Mit diesem Satz sagt Takkeci folgen- 
des: DISK ist in den letzten Jahren 
durch ihren Kampf, der auf der 
Grundlage der Klassengewerkschaf- 
ten fußte und sich in der Zielsetzung 
daran orientierte, stärker geworden. 
DISK hat national wie international 
großes Ansehen erworben. Daher 
gefährdete DISK die Zukunft der 
kollaborierenden Monopolbourgeoi- 
sie. Deswegen sollte DISK beseitigt 
werden. Daher hat man den DISK- 
Prozeß in seinem Umfang so groß 
gehalten, sodaß sämtliche Leute und 
Organisationen, die das Ziel von 
DISK teilten, sich mit ihr in Aktion- 
seinheiten verbündeten, gemeinsam 
mit ihr diskriminiert, verfolgt und 
nun auch verurteilt werden sollen. 


Das bedeutet, daß dutzende Organi- 
sationen sowie Millionen Mitglieder 
dieser Organisationen, die mit DISK 
zusammengearbeitet haben, oder 
den Kampf der DISK hochschätzten, 
ebenfalls von dieser Anklage in vol- 
lem Umfang betroffen sind. Das 
heißt also: durch diesen Prozeß ver- 
sucht die Junta, die Zukunft von 
Millionen Werktätiger, eine hoff- 
nungsvollere Perspektive der Arbei- 
ter zu vernichten und an dieser Stelle 
eine Situation der Angst zu schaffen. 
Mit anderen Worten: sie versuchen, 
die zukünftigen Gewerkschaften, die 
auf Klassen- und Massenbasis orga- 
nisiert und orientiert sind, von vorn- 
herein zu vernichten. Daher heißt 
auch die Rettung der 52 DISK-Füh- 
rer zugleich die Rettung der Zukunft 
von Millionen von Arbeitern und 
Werktätigen. Die Rettung der 52 
DISK-Führer würde einen großen 
Schritt in der Richtung Durchkreu- 
zung der Pläne der Junta bedeuten, 
sowie ein Weiterkommen auf dem 
Wege der Befreiung von anderen in- 
haftierten Demokraten. 


Frage: Welche Veränderungen ha- 
ben die Unterdrückungs- und Terror- 
methoden der Junta in den Lebens- 
bedingungen der Werktätigen her- 
vorgerufen? 


Antwort: Die reaktionäre, rechte 
Militärdiktatur hat bisher Hunderte 
von Arbeitern, Werktätigen, Fort- 
schrittlichen und Demokraten er- 
mordet, indem sie Staatsterror prak- 
tizierte sowie Folterungen durch- 
führte. Sie hat als ein Schlag gegen 
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chen Organisationen die Betàtigung 
verboten und ihre Büros geschlos- 
sen. Mit anderen Worten: Die Junta 
hat durch ihre Unterdrückungsme- 
thoden und ihren Terror der organi- 
sierten Arbeiterbewegung schweren 
Schaden zugefügt. Sie hat eine At- 
mosphäre geschaffen, wo der Kampf 
für die Rechte der Arbeiter, wo der 
Kampf gegen Entrechtungen nicht 
mehr möglich ist. Sie hat laufende 
Streiks durch Bajonette gebrochen 
sowie Tausende von Arbeitern zur 
Arbeit gezwungen. Durch diese Pra- 
xis bezweckte die Junta, ihr Wirt- 
schaftsprogramm vom 24. Januar 
durchzusetzen, dessen Architekt ja 
der ehemalige Vorsitzende der Me- 
tallarbeitgeberverbände sowie der 
Staatsminister in der Demirel-Regie- 
rung Turgut Özal war. 


Dieses Wirtschaftsprogramm vom 
24. Januar hat das Ziel, daß die kol- 
laborierenden Monopolisten noch 
mehr Gewinne einstreichen können. 
Dieses Programm ist ein arbeiter- 
feindliches Wirtschaftsprogramm. 
Wenn wir das konkretisieren wollen, 
so können wir sagen, daß der Le- 
bensstandard der Arbeiter und 
Werktätigen durch die Durchsetzung 
dieses Wirtschaftsprogramms seitens 
der Junta viel schlechter geworden 
ist. Aufgrund dieses Wirtschaftspro- 
gramms konnten die Monopole ihre 
Gewinne im Jahre 1980-81 überpro- 
portional erhöhen, sodaß sie dieses 
Jahr das „Goldene Jahr” genannt 
haben. Auf der anderen Seite ist die 
wirtschaftliche Lage der Arbeiter 
und Werktätigen sehr bedrückend. 
Heute ist der minimale Monatslohn 
in der Türkei 10.000 Lira brutto. 
Zehntausende Arbeiter und Werktä- 
tige müssen für diesem Hungerlohn 
arbeiten. Die Kaufkraft dieses Loh- 
nes ist so gut wie null. Wenn wir das 
konkretisieren, könnte man mit die- 
sem Lohn 10 kg Fleisch, pro Kilo- 
gramm 700 Lira, kaufen, das heißt 
also, um 10 kg Fleisch zu kaufen, 
muß ein Arbeiter heute einen Monat 
lang arbeiten. Um einen Kühl- 
schrank zu kaufen, muß der Arbei- 
ter in der Türkei 529 Stunden arbei- 
ten, während ein Arbeiter in der 
Bundesrepublik nur 28,9 Stunden zu 
arbeiten braucht. 


Schon diese kleinen Beispiele zeigen 
deutlich, daß die Lebensbedingun- 
gen der Arbeiter unter dem Junta-Re- 
gime sehr schlimm geworden sind. 
In den Betrieben ist die Arbeitsinten- 
sität enorm hoch geschraubt wor- 
den. Die Arbeitsbedingungen sind 
auch schlechter geworden. Mit ande- 
ren Worten, unser Volk kann nicht 
mehr in Kilogramm kaufen, sondern 
nur noch in Gramm. 
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und mit welchen Schwierigkeiten ist 
die Gewerkschaftsbewegung in der 
Türkei zur Zeit konfrontiert? 


Antwort: Wenn in einem Land die 
Arbeiter frei ihre Gewerkschaften 
wählen können, ihre Rechte durch 
die Gewerkschaften bei den Unter- 
nehmern erstreiten und Streiks 
durchführen können, usw., erst 
dann kann man sagen, daß in einem 
Land die gewerkschaftlichen Aktivi- 
täten vorhanden sind. Man kann 
aber, bezogen auf die Türkei, nicht 
von gewerkschaftlichen Aktivitäten 
sprechen. In der Türkei, die ein Teil 
Europas ist, was ja die Wiege der 
Arbeiterbewegung und der Gewerk- 
schaftsbewegung ist, sind von dem 
Junta-Regime alle fortschrittlichen 
Gewerkschaften verboten, ihre Häu- 
ser und Büros seit 20 Monaten ge- 
schlossen. Auf der anderen Seite 
kann Türk-Is, die ja aus bestimmten 
Gründen von der Junta nicht ge- 
schlossen wurde, keine gewerk- 
schaftlichen Aktivitäten entfalten. 


Die gesamte Gewerkschaftsbewe- 
gung in der Türkei wird unterdrückt. 
Die sogenannte ,,Hohe Schiedskom- 
mission”, die durch Vertreter der 
Junta und Vertreter der Arbeitgeber 
gebildet worden ist, hat praktisch die 
Aufgabe bekommen, die errungenen 
Arbeiterrechte nach und nach abzu- 
bauen. 


Die Mitglieder der DISK-Gewerk- 
schaften haben durch einen Be- 
schluß der Junta das Recht bekom- 
men, ihre Mitgliedschaft bei der 
DISK aufzukündigen. Sie dürfen 
aber nicht bei Türk-Is Mitglieder 
werden. Der Grund liegt darin, daß 
man vor Einheitlichkeit der Gewerk- 
schaftsbewegung Angst hat. Die 
Mitglieder der geschlossenen Ge- 
werkschaften, also der DISK, befin- 
den sich in einer sehr schwierigen 
Lage. Praktisch werden sie deswegen 
bestraft, daß sie Mitglieder der 
DISK waren. Meiner Meinung nach 
kann man heute noch nicht sagen, 
wie der DISK-Prozeß zuende gehen 
wird, auf jeden Fall aber sollten die 
Arbeiter, die bei DISK Mitglied wa- 
ren, versuchen, sich auch bei noch 
nicht verbotenen Gewerkschaften zu 
organisieren. Sie sollten ebenso ver- 
suchen, ihre Klassenkollegen bei 
Türk-Is dafür zu gewinnen. 


Außerdem müßten die Arbeiter das 
Recht haben, ohne jegliche Unter- 
drückung ihre Gewerkschaft zu be- 
stimmen, zu wählen und auch frei zu 
versuchen, die Einheitsgewerkschaf- 
ten ins Leben zu rufen. Die Bewälti- 
gung der Probleme ist eng gekoppelt 
mit der Herstellung der gewerk- 
schaftlichen Einheit der Arbeiter- 
klasse. 


Frage: Wie werden die gewerk- 
schaftlichen Rechte in naher Zu- 
kunft.weiter eingeschränkt werden, 
wenn man die Haltung der Junta so- 
wie der Beratenden Versammlung 
berücksichtigt? 


Antwort: Die reaktionäre Diktatur 
hat im Namen der kollaborierenden 
Monopolbourgeoisie gefährliche 
Pläne. Sie wollen nicht, daß in Zu- 
kunft Gewerkschaften da sind, die 
auf Grund der Klassen- und Massen- 
gewerkschaften ihre Aktivitäten ent- 
falten. Sie möchten ein Gewerk- 
schaftsgesetz, das die gesamte Ge- 
werkschaftsbewegung unter die 
Kontrolle der Monopole bringen 
soll. Darum sollen die Gewerkschaf- 
ten nicht mehr freie, unabhängige 
Organisationen sein. Ihre Aktivitä- 
ten sowie ihre Finanzen sollen durch 
den Staat unterstützt werden. Wei- 
terhin wird man die Zahl der Wirt- 
schaftsbereiche erhöhen, in denen 
Streikverbote existieren. Unter dem 
Deckmantel eines Kompromisses 
soll die Regierung auf die Gewerk- 
schaften Druck ausüben. Soll trotz- 
dem ein Kompromiß nicht zustande 
kommen, so dürfen nur 15, 30 bzw. 
40 Tage gestreikt werden, sodaß 
nach Beendigung dieser Streikzeit 
der Zwang besteht, in den staatli- 
chen Kompromiß einzuwilligen. Das 
Mitspracherecht der Arbeiter, der 
Gewerkschaftsvertreter in den Be- 
trieben wird aufgehoben. Das Ge- 
werkschaftsgesetz 274 sowie das 
Streik- und Aussperrungsgesetz 275, 
die die Junta im Sinne der Monopole 
herausgeben bzw. verändern will, 
macht die Arbeiterklasse letztendlich 
rechtlos. Die Reaktion hatte schon 
einmal, im Jahre 1970, versucht, die- 
se Gesetze in diese Richtung zu ver- 
ändern, konnte aber auf Grund des 
Widerstandes der Arbeiterklasse, am 
15. - 16. Juni 1970, ihre Ziele nicht 
durchsetzen. Die Junta versucht nun 
abermals und diesmal mit Hilfe der 
Bajonette ihr Ziel zu erreichen. 


Frage: Wie kann man die Solidarität 
mit der Gewerkschaftsbewegung der 
Türkei in der demokratischen Öffent- 
lichkeit des Auslandes entwickeln? 
Was wird von der europäischen Öf- 
fentlichkeit erwartet? 


Antwort: Die demokratische Öffent- 
lichkeit ist im Ausland bezüglich der 
Situation in der Türkei sehr wach- 
sam. Um sie jedoch in die konkrete 
Solidarität einzubeziehen, müßte 
man sie ausreichend informieren. 
Man müßte die Praxis der Junta 
durch konkrete Beweise belegen. 
Heute sind die Gewerkschaftszen- 
tren der Welt in der Frage der Soli- 
darität mit der DISK sowie der Ge- 
werkschaftsbewegung der Türkei ei- 
nig. Obwohl sie verschiedene Mei- 


nungen vertreten. Beispielsweise ha- 
ben der Weltgewerkschaftsbund, der 
Internationale Bund der freien Ge- 
werkschaften Anwälte zur Beobach- 
tung des DISK-Prozesses delegiert 
und damit ihre Solidarität bekundet. 
Ich möchte noch einen Punkt an- 
schneiden, dieser ist für die Solida- 
rität wichtig. Kollegen, die auf ver- 
schiedenen Ebenen der DISK Funktio- 
nen bekleidet hatten, die sich nun in 
verschiedenen westeuropäischen Län- 
dern befinden, müssen sich dessen 
bewußt werden, daß der Sinn ihres 
Auslandsaufenthaltes darin besteht, 
stets und ständig ihren Beitrag zu lei- 
sten zur Stärkung und Fortentwick- 
lung der internationalen Solidaritäts- 
bewegung. Nur so können sie ihrer Ver- 
antwortung gegenüber ihren verfolg- 
ten Kollegen in der Türkei gerecht 
werden. Es wurde notwendig, unsere 
Aktivitäten in dieser Richtung zu 
vereinheitlichen. Wir glauben, daß 
eine vereinheitlichte Aktivität bzw. 
Aktivitäten, die sich auf eine Orga- 
nisation stützen, viel fruchtbarer 
sind. Dies kann die Solidaritätskam- 
pagne verstärken. Heute unter- 
drückt die Junta die Gewerkschafts- 
führer, die mit der Todesstrafe be- 
droht sind, spwie die Funktionäre, 
Kollegen, die sich im Ausland befin- 
den, und ihre Familien massiv. Die 
Familien der zehntausend politi- 
schen Häftlinge können jederzeit 
selbst inhaftiert werden, selbst gefol- 
tert werden. Arbeiter, die heute noch 


Juristen aus der BRD 
besuchen die Türkei: 
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Schließlich erscheint bedenklich, daß 
durch das Ausnahmerecht Rechtsmit- 
tel gegen Urteile, durch die Strafen 
bis zu drei Jahren verhängt werden, 
abgeschafft worden sind. Dadurch 
können militärische Einzelrichter zu 
empfindlichen Freiheitsstrafen verur- 
teilen, ohne daß die Möglichkeit be- 
steht, im Wege der Berufung oder 
Revision die Urteilssprüche zu kon- 
trollieren. 

Die beiden Strafverfahren (TIKP-, 
MHP-Prozeß), die die Delegation be- 
obachtete, verliefen mehr oder weni- 
ger justizförmig. Die Öffentlichkeit 
war zugelassen, sie war jedoch da- 
durch behindert, daß die Verfahren 
nicht in einem Gericht in Ankara son- 
dern außerhalb der Stadt auf dem 
Militärgeläinde Mamak stattfanden. 
Innerhalb des riesigen Militärgebietes 


arbeiten, können ihren Arbeitsplatz 
von heute auf morgen verlieren, so- 
daß sie jederzeit mit der nackten 
Hungersnot konfrontiert sind und 
mit dieser Bedrohung zu leben ha- 
ben. Es wurde verboten, den Fafni- 
lien sowie den Häftlingen Unterstüt- 
zung zugehen zu lassen. Daher soll- 
ten alle Menschen, alle Organisatio- 
nen, die auf der Seite der Demokra- 
tie, der Freiheiten, der Menschen- 
rechte und der Gewerkschaftsrechte 
stehen, ihre Solidarität mit den 52 
DISK-Funktionären, mit der Ge- 
werkschaftsbewegung der Türkei, 
mit den anderen demokratischen 
Häftlingen, sowie mit ihren Familien 
verstärken durch ihre moralische 
und materielle Solidarität. Diese So- 


lag das Gerichtsgebäude in einem an 
ein KZ erinnerndes Sicherheitsgelän- 
de mit zahlreichen Wachtürmen und 
gestaffelten Stacheldrahtzäunen. In 
den Gerichtssälen sorgten etwa zehn 
mit Schnellfeuergewehren bewaffnete 
Militärpolizisten für Ordnung. Hatte 
ein Zuhörer (ebenso wie ein Mitglied 
der Delegation) die Beine beim Sitzen 
übereinandergeschlagen, wurde er so- 
gleich von einem Militärpolizisten auf 
eine „‚korrekte’”’ Sitzhaltung mit pa- 
rallel gestellten Beinen hingewiesen. 


Rechtsstaatlich bedenklich im TIKP- 
Prozeß erschien jedoch, daß den ein- 
zelnen Angeklagten weder in der An- 
klageschrift noch in der Hauptver- 
handlung jeweils konkrete individuel- 
le strafbare Handlungen vorgeworfen 
wurden. Das Gericht verlas einzelne 
Texte aus Druckerzeugnissen der Par- 
tei, ohne daß die Beziehung jedes ein- 
zelnen Angeklagten hierzu (etwa als 
Herausgeber, Autor etc.) erkennbar 
war. Die Verantwortlichkeit der An- 
geklagten wird offenbar im Wege ei- 
ner allgemeinen Organhaftung der 
Mitglieder für Verlautbarungen ihrer 
Partei konstruiert. Dies verstößt je- 


“os 


Murat Tokmak bei der Demonstration am 8. Mai 1982 in Duisburg (Bildmitte) 


lidarität wird nicht nur die inhaftier- 
ten Häftlinge und ihre Familien stär- 
ken und unterstützen, sie wird auch 
dem demokratischen Kampf in unse- 
rem Land neue Kraft verleihen. So 
werden unsere Menschen, die unter 
der Militärdiktatur ihren Kampf ge- 
gen die Unterdrückung und den Ter- 
ror fortsetzen, durch die Gewißheit 
bestärkt, nicht alleine dazustehen. 
Dies wird ihre Widerstandskraft ver- 
stärken. Das erwarten wir von der 
demokratischen Weltöffentlichkeit. 
Der Sieg wird unserer Arbeiterklasse 
und unserem Volk gehören, die für 
die Unathängigkeit, für den Frie- 
den, für die Demokratie und für die 
Freiheit kämpfen. » 


doch gegen das individuelle Tat- 
Schuld-Prinzip. Zwar kennt auch das 
deutsche Strafrecht die Verantwort- 
lichkeit einer natürlichen Person für 
eine deliktunfähige juristische Per- 
son, jedoch nur für strafbares eigenes 
Handeln. Ein solches vorwerfbares 
Tun der Angeklagten war jedoch 
nicht ersichtlich. 


Verfahren gegen Mitglieder 
der CHP (Republikanische 
Volkspartei unter Ecevit) 


Ähnliche Berichte haben wir über das 
Schicksal einer Reihe von verhafteten 
Mitgliedern der Republikanischen 
Volkspartei erhalten, darunter die 
Angehörigen des Parlamentes Kenan 
Akaman, Ertugrul Günay, Temel 
Ates. Auch in diesem Verfahren ist 
der Anklagevorwurf bisher nicht be- 
kannt. Die Möglichkeiten der Kon- 
taktaufnahme sind äußerst be- 
schränkt, wenn nicht geradezu ausge- 
schlossen. C] 


Bundesrepublik 
8. Mai 1982, Duisburg: 


Gemeinsam gegen die 
Militärdiktatur 


Über 25.000 Türken, Kurden, Deut- 
sche und Demokraten anderer Natio- 
nalitäten demonstrierten am 8. Mai 
1982 in Duisburg mit der Forderung: 
„Stoppt die Hinrichtungen in der 
Türkei!” 


Noch einmal zeigte sich am Jahrestag 
der Befreiung Deutschlands vom Hit- 
lerfaschismus, daß 25.000 in der Bun- 
desrepublik lebende Menschen gegen 
Hinrichtungen, gegen Folterungen, 
gegen Unterdrückung, gegen die Re- 
pressionspolitik der Junta, für eine 
demokratische Wende und für ein 
Leben in Frieden und Freundschaft 
eintraten. Es waren tausende von Ar- 
beitern, Demokraten, Intellektuelle, 
Sozialdemokraten, Kommunisten, 
Antifaschisten; tausende Frauen und 
Kinder — die die FIDEF-Kolonne 
mit Blumen und Luftballons anführ- 
ten — und gefordert haben: „Schluß 
mit der ° Ausländerfeindlichkeit!”; 

„Verbot aller faschistischen Organi- 

sationen!’; „Türkische und kurdi- 
sche Arbeiter Hand in Hand!” 


Erstmals haben sich 21 türkische und 
kurdische Organisationen in der Bun- 
desrepublik auf eine Plattform geei- 
nigt, haben ihre Gemeinsamkeiten 
hervorgebracht und ihre Kontrover- 
sen zurückgestellt. Zum ersten Mal 
wurde es auch so deutlich und kon- 
kret, wie wichtig es ist, die Einheit der 
demokratischen Kräfte zu schaffen. 
Diese Einheit ist entscheidend im 
Kampf gegen die Junta und für die 
Schaffung einer breiten Solidarität 
mit den demokratischen Kräften in 
der Türkei, in der Bundesrepublik 
und in Europa. 

18 Unter den 21 veranstaltenden Organi- 


sationen waren GERCEK, KOM- 
KAR, DEV-YOL, FAK, FIDEF, 
BIR-KOM, KKDK, DEV-YOL, BIR- 
LIK-YOLU und jegliche andere ver- 
treten. An der Demonstration nah- 
men auch Vertreter des progressiven 
Gewerkschaftsbundes DISK teil, der 
in der Türkei verboten ist, und dessen 
52 Funktionäre von der Todesstrafe 
bedroht sind. Auch zahlreiche deut- 
sche Gewerkschafter nahmen an der 
Demonstration teil und solidarisier- 
ten sich mit den demokratischen 
Kräften in der Türkei. Die Deutsche 
Kommunistische Partei beteiligte sich 
mit einem eigenen Block und forderte 
auf Transparenten: „Keine Militär- 
hilfe für die Türkei!” ‚Gegen die 
Diskriminierung der ausländischen 
Bevölkerung!” 

Zahlreiche bundesdeutsche demokra- 
tische Organisationen unterstützten 
die Manifestation und nahmen eben- 
falls an der Demonstration teil: da- 
runter der Sozialistische Hochschul- 
bund SHB, die Vereinigten deutschen 
Studentenschaften VDS, die Grünen, 
der Bund deutscher AURERNAENENE: 


VVN, der MSB-Spartakus, die Sozia- 


listische Deutsche Arbeiterjugend 
SDAJ, die BBU, die Falken, die 
Jungdemokraten, die Jungsozialisten 
und die Initiative „Solidarität mit den 
demokratischen Kräften in der Tür- 
kei” 

Auf der anschließenden Kundgebung 
sprach Klaus Thüsing, Mitglied der 
SPD: 

(...) Im März wurden im Militärge- 
fängnis von Diyarbakir 37 Gefangene 
ermordet, weil sie sich an einem Auf- 
stand beteiligten. Ist das die von der 
Junta angekündigte Rückkehr zur 
Demokratie? Angesichts des Verbots 


der Gewerkschaften, angesichts der 
Verweigerung der politischen und so- 
zialen Rechte, angesichts der Massen- 
prozesse, angesichts der Inhaftierung 
der Gewerkschafter fragen wir die 
westlichen Staaten, fragen wir die 
Bundesregierung: Weshalb wird die- 
ses mörderische Regime unterstützt? 
Seit 1980 unterstützt die Bundesregie- 
rung die Junta mit jährlich 400 - 600 
Millionen DM, das meiste davon ist 
Militärhilfe. 


Wer die Junta unterstützt mit militä- 
rischer Hilfe, der unterstützt eine 
Mörderbande. Gegen die wachsende 
Ausländerfeindlichkeit in der Bun- 
desrepublik müssen Deutsche und 
Ausländer gemeinsam kämpfen. 
Man muß gegen die schleichende Ein- 
schränkung der Rechte ausländischer 
Bürger kämpfen, dafür, daß sie unter 
menschenwürdigen Bedingungen le- 
ben können.” 


Auf der Kundgebung sprach auch 
Angelica Usquiano, die Vertreterin 
der salvadorianischen Befreiungsfront 
„Farabondo Marti”. In ihrer Rede 
betonte sie die Gemeinsamkeit des 
türkischen und kurdischen Volkes mit 
ihrem: den gemeinsamen Feind, den 
Imperialismus, der — weil er die 
Weltherrschaft beanspruche — die 
Völker ausbeute und unterdrücke. 


Ein Vertreter der BIRLIK YOLU 
schilderte in seiner Rede die Folterun- 
gen und die Bedingungen, unter de- 
nen die Gefangenen in der Türkei, 
vor allem im Militärgefängnis von 
Diyarbakir zu leiden haben. Dies tat 
auch der kurdische Rechtsanwalt Se- 
rafettin Kaya; hier die Zusammenfas- 
sung seiner Rede: 


„Ich komme aus Türkei-Kurdistan, 
wo die Junta mit Folter und Terror 
herrscht. Die Türkei ist ein einziges 
großes Gefängnis. Ich spüre noch die 
Angst und die Qualen der gefolterten 
Gefangenen. 

Die Menschen in der Türkei müssen 
Hunger leiden. Gleichzeitig leidet das 
türkische Volk unter den Gewehrhie- 
ben der Gendarmerie. 

Dafür gibt es in den kurdischen Dör- 
fern viele Beispiele. Männer, Frauen 
und Kinder werden auf den Dorfplät- 
zen zusammengetrieben und so lange 
geprügelt, bis sie bewußtlos sind. Die 
Polizeireviere sind regelrechte Folter- 
kammern ,, 


Die gesamte Demonstration verlief 
friedlich und fand in der Bevölkerung 
Sympathie. Viele Bürger in Duisburg 
haben sich mit den Demonstranten 
solidarisiert. ® 


Protestaktion gegen die Junta 


260 Demokraten in Hungerstreik 


„170.000 Menschen wurden in der 
Türkei seit dem Militärputsch vom 
September 1980 festgenommen, viele 
von ihnen gefoltert; 

47000 sind vor einem Militärgericht 
angeklagt; 

4094 sollen zum Tode verurteilt wer- 
den; 

668 wurden von den Militärs in Städ- 
ten und Dörfern erschossen; 

108 starben unter der Folter. 

Im Frühjahr 1982 wurden im Militär- 
gefängnis von Diyarbakir mindestens 
10 politische Gefangene, im Militär- 
gefängnis Alemdag in Istanbul drei 
politische Gefangene ermordet. 

Die Diskriminierung des kurdischen 
Volkes wird zu regelrechten Massa- 
kern verschärft.” 


Mit diesen Fakten begründen 260 Tür- 
ken, Kurden und Deutsche, warum 
sie Ende Mai 1982 in den Hunger- 
streik getreten sind. Diese Fakten 
sind nicht neu. Doch die Öffentlich- 
keit der Bundesrepublik nimmt von 
den Zuständen in der Türkei unter 
der Militärdiktatur so gut wie keine 
Kenntnis. Dabei liegt jenes Land, in 
dem tagtäglich auf so brutale Weise 
die Menschenrechte zertreten werden, 
nicht irgendwo am Ende der Welt, 
sondern fast noch vor der Haustür 
der Bundesrepublik; und auf vielfäl- 
tige Weise ist sie mit ihm verbunden: 
als NATO-Partner, in der Europäi- 
schen Gemeinschaft und nicht zuletzt 
durch mehr als eine Million Menschen 
aus der Türkei, die hier leben und ar- 
beiten. 

Die Bundesregierung, die sich sonst 
so sensibel gegenüber angeblichen 
oder tatsächlichen Menschenrechts- 
verletzungen gibt, hat ihre Finanz- 
und vor allem Militärhilfe an die Mi- 
litärdiktatur in Millionenhöhe fort- 
gesetzt und damit deren militäri- 
schen Repressionsapparat verstärkt. 
Sie wird sich die Frage gefallen las- 
sen müssen, ob dies der Grund ist, 
warum Sie — und mit ihr die offi- 
zielle Öffentlichkeit — Folterungen, 
Morde und Massaker, begangen an 
Angehörigen demokratischer Partei- 
en, Gewerkschaftern, an Türken wie 
Kurden, nicht wahrnimmt? 


Es ist schwer, eine politisch moti- 
vierte Nachrichten- und Informa- 
tionssperre zu durchbrechen. Diese 
bittere Erfahrung hat der Religions- 
pädagoge Helmut Zander im ver- 


gangenen Jahr machen müssen, als 


er mit seinem Hungerstreik versuch- 
te, die Mauer des Schweigens über 
den Junta-Terror zu durchbrechen. 


Jetzt koordiniert Zander die unbefri- 
steten Hungerstreiks, die in 14 Städ- 
ten der Bundesrepublik stattfinden. 
Als dieser Beitrag geschrieben wur- 
de, war der Hungerstreik zehn Tage 
alt. Zwölf Streikteilnehmer mußten 
bis dahin auf Anraten der ärztlichen 
Betreuer — gewerkschaftlich organi- 
sierte deutsche Ärzte und türkische 
und kurdische Kollegen — Kranken- 
häuser aufsuchen. Dennoch: Die 
Hungerstreikenden wollen nicht auf- 
geben. Bestärkt werden sie in ihrem 
Kampf von vielfältigen Solidaritäts- 
aktionen: In Bochum z.B. wurde ein 
einwöchiger Hungerstreik durchge- 
führt, der DKP-Parteivorstand schick- 
te eine Solidaritätserklärung, die Grü- 
ne-Fraktion in Frankfurt hat einen 
Tag lang symbolisch mitgehungert. 
Hungerstreikaktionen gibt es auch in 
anderen westeuropäischen Ländern: 
in Paris, Amsterdam, Rotterdam 
und Genf. In Belgien wollen die 
Hungerstreikenden verhindern, daß 
das Europaparlament in Brüssel der 
EG-Hilfe für die Junta in Höhe von 
1,5 Milliarden DM zustimmt. 


Wie Helmut Zander versichert, ha- 
ben die Aktionen schon erste Wir- 
kungen gezeigt. Die Medien haben 
vom Hungerstreik Notiz genommen. 
Eine Reihe Landtags- und Bürger- 
schaftsabgeordneter hat ihre Hilfe 
zugesagt, um folgende Forderungen 
der Hungerstreikenden durchzuset- 
zenden: 


E Die Ermordung von namentlich 
bekannten politischen Gefange- 
nen in den Militärgefängnissen 
von Diyarbakir und Alemdag so- 
wie die Massaker müssen durch 


eine unabhängige Untersu- 
chungskommission aufgeklärt 
werden. 


E Die politischen Massenprozesse 
sind von internationalen Juristen- 
vereinigungen zu beobachten.. 

E Anläßlich der Teilnahme von Jun- 
ta-Vertretern beim NATO-Treffen 
in Bonn, am 10. Juni, soll der 
Bundestag sich in einer Frage- 
stunde mit den Menschenrechts- 
verletzungen in der Türkei befas- 
sen. e° 


Seminar zur Situation der Frauen aus der Türkei 


Diskriminierung 
durch Gesetz 


Frauen aus der Türkei sind es lang- 
sam leid, daß ständig über sie geredet 
und geschrieben wird, ohne daß man 
es für nötig hält, sie nach ihrer Sicht- 
weise der Probleme zu fragen. Dies 
sollte anders sein auf der Tagung zum 
Thema „Die Situation der Frauen 
aus der Türkei”, die von der Evange- 
lischen Akademie Nordrhein-Westfa- 
len in Mülheim zusammen mit der 
Föderation der Arbeitervereine aus 
der Türkei in der BRD (FIDEF) vom 
22. - 23. 5. 1982 durchgeführt wurde. 
150 Frauen und Männer, unter ihnen 
ca. ein Drittel Ausländerinnen, nah- 
men an der Tagung teil, weiteren 30 
Interessenten mußte die Akademie 
aus Platzmangel absagen. 


Aus der Sicht der Frauen aus der 
Türkei haben die Arbeiterinnen und 
Arbeiterfrauen in der Bundesrepublik 
sehr ähnliche Probleme: Sie haben 
Angst vor Arbeitsplatzverlust, sie un- 
terliegen der Doppelbelastung von 
Haushalt und Beruf oder der Isola- 


tion im Hausfrauendasein, sie werden 
von der Gesellschaft alleine gelassen 
bei der Erziehung ihrer Kinder, sie 
leiden am meisten unter dem Mangel 
an erschwinglichen Wohnungen und 
an dem jetzigen Abbau der Soziallei- 
stungen. Diese Probleme potentieren 
sich aber für ausländische Frauen da- 
durch, daß sie mit ihren Türkisch- 
kenntnissen (oder Kurdisch oder spa- 
nisch) sich in der Bundesrepublik nur 
mangelhaft zurechtfinden können, 
ihnen andererseits aber keine Sprach- 
kurse angeboten werden, die auf ihre 
spezielle Situation so eingehen, daß 
sie dort Deutsch lernen könnten. Am 
härtesten diskriminiert werden die 
Ausländerinnen aber per Gesetz: 
Durch die neuen Erlasse zum Fami- 
liennachzug wird den ausländischen 
Familien die Basis für ein Leben mit 
ihren Familien entzogen. 

Zwar würden den Ausländerinnen 
immer mehr „Hilfs’”’angebote im 
Kleinen gegeben, indem zahlreiche 
Projekte und Maßnahmen eingerich- 
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tet werden, solche Projekte kónnen 
aber die Hilfe, die erst durch die Fa- 
milienerlasse notwendig werden, 
überhaupt nicht gewährleisten. 


„Wer von den Leiden der ausländi- 
schen Frauen in der Bundesrepublik 
spricht, sollte sehen, daß dieses Lei- 
den gesetzlich verordnet wird. Es steht 
niernandem an, sich über die ver- 
meintliche Unterdrückung der aus- 
ländischen Frauen durch ihre Männer 
oder über die vermeintlich mangelnde 
Emanzipation der ausländischen 
Frauen zu ereifern, solange er gleich- 
zeitig die geltende Unrechtssituation 
duldet, eine Situation, die die auslän- 
dischen Familien in Abhängigkeit 
und Unmündigkeit hält.” Dieses Fa- 
zit stellten die Referenten zu den The- 
men „Frauen im Islam”, ,,Die Situa- 
tion der Türkinnen in der Türkei”, 
„Die Situation der Kurdinnen in der 
Türkei” und ‚Die Situation der aus- 
ländischen Frauen in der Bundesre- 
publik” zur Diskussion. Ergänzt 
wurden die Darstellungen durch eine 
DIA-Serie zum Thema und durch 
den Auftritt der bekannten Sängerin 
Sümeyra, die unter großem Beifall 
türkische Volks- und Familienlieder 


vortrug. 


Etwas Verstimmung in den Tagesab- 
lauf wurde durch die Absage von Be- 
ate Winkler, einer Mitarbeiterin der 
Beauftragten der Bundesregierung 
für Ausländerfragen, Lieselotte 
Funcke, bei den Teilnehmern hervor- 
gerufen. Schließlich habe die Bundes- 
beauftragte nicht häufig die Gelegen- 
heit, mit betroffenen ausländischen 
Frauen zu diskutieren und deren 
Sichtweise von Problemen anzuhören 
— die Ausländer haben ja keine Lob- 
by. Diese Absage wurde umso mehr 
bedauert, als Frau Funcke schon ein- 
mal bei einer ähnlichen Tagung der 
Evangelischen Akademie, im Mai 
1981, zum Thema ‚Gesundheitliche 
Versorgung und soziale Situation aus- 
ländischer Frauen’’ einer Einladung 
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Prof. Kühnl in „Politik live”: 


„Zuviele Arbeitskräfte?’’ 


„Heute haben seit mindestens 
10-12 Jahren, mit gewissen Proble- 
men aber doch insgesamt harmo- 
nisch, ausländische und deutsche 
Arbeitskräfte zusammengelebt. 
Erst unter den Bedingungen der 
Wirtschaftskrise, der Angst, der 
Arbeitslosigkeit, der Suche nach 
einem Ausweg, gewinnen jetzt sol- 
che Haßgefühle (rassistische — d. 
Red.) wieder an Boden . . . Natür- 
lich sind die Türken nicht schuld, 
daß es bei uns Arbeitslosigkeit gibt, 
daß es bei uns eine Wirtschaftskrise 
gibt, d.h., objektiv betrachtet sind 
solche Ideologien eigentlich eine 
Ablenkung von den wirklichen Ur- 
sachen der großen sozialen Schwie- 
rigkeiten, die wir haben.“ 


„Bei vielen dieser Diskussionen ge- 
winnt man den Eindruck: Da gibt 
es eine bestimmte Anzahl von Ar- 
beitsplätzen in der Bundesrepublik, 
und mehr sind eben nicht da; als sei 
die Zahl der Arbeitsplätze vom 
Schicksal gegeben. Ist es denn 
wirklich so, daß wir in der Bundes- 
republik zu viele Menschen haben, 
die arbeiten wollen und können, 
daß wir zu viele Arbeitskräfte ha- 
ben? Ist das die Ursache der Ar- 
beitslosigkeit, daß es hier objektiv 
zu viele Menschen gibt, die arbei- 
ten wollen? Warum läßt man denn 
die ‚Arbeitskräfte nicht arbeiten? 
Arbeitskräfte, produktiv tätig, kön- 
nen gewaltige Werte schaffen. Und 
wir haben in der Bundesrepublik 
einen enormen Bedarf an Werten 
und Gütern und Dienstleistungen 
der verschiedensten Art. Ich will 
das mal an einem Beispiel zeigen: 
Jeder weiß, daß es vorne und hin- 
ten fehlt an preiswerten, billigen 
Wohnungen, insbesondere an So- 
zialwohnungen. Der Bedarf ist also 
da, die Menschen brauchen die 
Wohnungen. Die Bauarbeiter, die 
im Stande wären, die Wohnungen 
zu bauen, sind auch da. Die Ma- 
schinen und die Materialien, mit 
denen man die Wohnungen bauen 
könnte, sind auch da. Aber man 


läßt die Arbeiter nicht arbeiten und 
legt die Maschinen brach. Und das 
hat einen schlichten Grund: weil 
nämlich die Verfügungsgewalt über 
die gesamte Wirtschaft in den Hän- 
den einer kleinen Minderheit ist, 
und die entscheidet darüber, wann 
Arbeitskräfte eingestellt werden 
und wann nicht, und zwar nicht un- 
ter dem Gesichtspunkt, ob ein Be- 
darf, ein gesellschaftlicher Bedarf 
nach Wohnungen oder nach ande- 
ren Gütern da ist, sondern nur un- 
ter dem Gesichtspunkt, ob ein Ge- 
winn zu erwarten ist, wenn sie in 
einer bestimmten Situation Arbeits- 
kräfte einstellen. Ich will es einmal 
ganz prinzipiell sehen: Wenn wir 
nicht den Artikel 15 des Grundge- 
setzes realisieren, d.h. wenn es 
nicht gelingt, die Wirtschaft der de- 
mokratischen Kontrolle der Ge- 
samtgesellschaft zu unterwerfen 
und damit zu gewährleisten, daß 
die Wirtschaft auch funktioniert 
nach den Bedürfnissen der Men- 
schen und nicht mehr nach privaten 
Gewinnerwartungen, werden wir 
dieses Problem der Massenarbeits- 
losigkeit und sozialen Unsicherheit 
dauerhaft nicht unter Kontrolle 
kriegen. Und in diesem Punkt, wür- 
de ich nun meinen, haben deutsche 
und türkische und griechische Ar- 
beitskräfte nämlich die gleichen In- 
teressen, was sich ja auch darin 
zeigt, daß sie in den gleichen ge- 
werkschaftlichen Organisationen 
vereinigt sind.“ 


(Prot. Reinhard Kühnl, Marburg, 
in „Politik live“, einer Sendung des 
Hessischen 3. Fernsehprogramms 
zum Thema Ausländerfeindlichkeit 
am 7.4.1982.) e 


Auslànderfeindlichkeit nimmt größere Dimensionen an 


Wer sind die 
Stimmungsmacher? 


„Schuld an der wachsenden Auslän- 
derfeindlichkeit haben eigentlich die 
Ausländer. Gäbe es nämlich keine 
Ausländer in der Bundesrepublik, gä- 
be es auch keine Ausländerfeindlich- 
keit.” — Zugegeben, in dieser 
Plumpheit wird das Argument von 
Politikern nicht vorgetragen, aber 
konsequent gedacht, führen viele ih- 
rer Redebeiträge zu diesem Schluß: 
„Die Grenze der Belastbarkeit ist er- 
reicht. — Die Aufnahmefähigkeit der 
Bundesrepublik ist erschöpft. — 
Wenn wir jetzt die Grenzen nicht ri- 
goros schließen, fördern wir auslän- 
derfeindliche Tendenzen.’’ 


Nein, die Bundesrepublik sei grund- 
sätzlich nicht ausländerfeindlich ein- 
gestellt: im Gegenteil, man warnt 
vor rassistischen Parolen, möchte 
friedlich und in Harmonie mit den 
hier lebenden Ausländern leben — 
sofern diese der deutschen Kultur 
auch nur ein wenig aufgeschlossen 
gegenüber stehen: Integrationswillig 
sollten sie schon sein — besonders 
die Türken; und weil der Wille allei- 
ne manchmal nicht ausreicht: fähig 
zur Integration müßten sie noch 
sein. Aber: Die Bundesrepublik ist 
kein Einwanderungsland. 


Meinungswandel — 
Meinungsmache 


Ist die Angst der Einheimischen vor 
einer Überfremdung ,,ihrer” Kultur 
tatsächlich so groß? Angesichts der 
Tatsache, daß 1973 schon einmal 4 
Millionen Ausländer in der Bundesre- 
publik arbeiteten und lebten und da- 
mals von einem Haß gegen Auslän- 
der nicht annähernd soviel wie heute 
zu spüren war, muß diese These wohl 
eher verneint werden. Nicht überse- 
hen werden kann heute allerdings, 
daß in Krisenzeiten Behauptungen 
wie die, „die Ausländer nehmen uns 
die Arbeitsplätze weg” offensichtlich 
gerne aufgegriffen und übernommen 
werden, ohne ihren Wahrheitsgehalt 
zu überprüfen. 

Eine vergleichende Betrachtung von 
Meinungsumfragen zur Einstellung 
von Deutschen zu Ausländern zeigt 
dies ganz deutlich: Während im 
Herbst 1978 sich nur 39 % der be- 
fragten Deutschen dafür ausspra- 
chen, daß „die Gastarbeiter wieder in 


ihr Land zurückkehren”, waren es 
1982 68 %. Hat sich dieser Meinungs- 
wandel so gänzlich ohne Zutun der 
Presse und ohne Zutun der politi- 
schen Öffentlichkeit vollzogen? Wer 
Politik und Presse im letzten Jahr- 
zehnt zum Thema Ausländerfeind- 
lichkeit nur halbwegs aufmerksam 
verfolgte, kann dies kaum ernsthaft 
behaupten. Selten bis nie nämlich 
wurde über den Beitrag der Auslän- 
der zum Bruttosozialprodukt der 
Bundesrepublik informiert, wohl 
aber wurde die Frage nach den „so- 
zialen Folgekosten” der Ausländer- 
beschäftigung gestellt. Keine Erwäh- 
nung fanden die Millionen von Mark, 
die die Bundesrepublik spart, weil 
viele Kinder der ausländischen Arbei- 
ter nicht in der Bundesrepublik zur 
Schule gehen (wie ihre Eltern ja übri- 
gens auch nie hier zur Schule gingen) 
und weil die Kindergeldzahlungen 
für im Ausland lebende Kinder weit 
niedriger sind als die eigentlichen 
Kindergeldzahlungen. 

Auch heute werden in fast allen — in- 
zwischen unzähligen — Beiträgen zur 
Ausländerfeindlichkeit im Radio, 
Fernsehen und in den Zeitungen In- 
formationen über den Zusammen- 
hang zwischen Ausländerbeschäfti- 
gung und bundesrepublikanischem 
Wohlstand nicht nur nicht gegeben, 
es werden immer noch falsche Aussa- 
gen getroffen bzw. Fakten in einem 
falschen Licht dargestellt. Und dies 


nicht etwa nur in der „‚menschlich all- 
zu menschlichen” Serie der Bild-Zei- 
tung, von der man ja sowieso nichts 
anderes erwartet, sondern auch in 
Artikeln der FAZ, der Zeit, des Spie- 
gels und in Beiträgen des Fernsehma- 
gazins Bilanz, um hier nur ein paar 
„seriöse’”’ Beispiele der jüngsten Zeit 
zu erwähnen. 


Über den Daumen 
gepeilt 


Merkmale dieser Beiträge sind: Es 
werden Rechnungen ‚‚über den Dau- 
men gepeilt”’ veröffentlicht, die z.B. 
eine Summe für das Kindergeld erge- 
ben, die Ausländer erhalten, ohne die 
Berechnungsgrundlage zu nennen 
(nicht jeder Ausländer erhält Kinder- 
geld auf Antrag, er muß einige Vor- 
aussetzungen erfüllen); es werden Be- 
rechnungen über zu erwartende Ren- 
tenzahlungen an Ausländer ange- 
stellt, ohne die Gegenrechnung, was 
Ausländer bisher eingezahlt haben, in 
Erwägung zu ziehen. Es wird von den 
hohen Kosten gesprochen, die die 
Ausbildung der Kinder von Auslän- 
dern dem Sozialstaat verursachen — 
manchmal sogar mit dem Appell, 
daß sich die Bundesrepublik dies lei- 
sten sollte, will sie sich nicht ein Sub- 
proletariat heranziehen — und ,,ver- 
gißt”’ zu erwähnen, daß die Eltern 
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dieser Kinder hohe Steuerleistungen 
erbringen und bereits lange Jahre er- 
brachten, als ihre Kinder noch nicht 
in der Bundesrepublik lebten. 


„Stimmung machen? 


Wen wundert bei solcher ‚‚Informa- 
tionsstrategie’”’ wenn sich bei zahlrei- 
chen Einheimischen der Glauben 
breit macht, daß ein Ausländer nur 
erst mal in der BRD sein muß, und 
schon genießt er alle Segnungen des 
Sozialstaates: Kindergeld, Arbeitslo- 
sengeld, Sozialhilfe, Wohngeld. Und 
wenn die Rentnerin im Altenheim ihr 
Taschengeld gekürzt bekommen soll, 
ist dieses Unwissen sicherlich nicht 
dazu geeignet, die Einstellung zu 
Ausländern positiv zu gestalten. 
Abgesehen von Des- und Fehlinfor- 
mationen sind viele Artikel, Features 
und Filme, die sich angeblich mit den 
Ausländern solidarisieren, für sie 
„Stimmung machen” wollen, ge- 
würzt mit seichten Formulierungen 
und denunzierenden Bildern. Der 
Versuch, analytisch an das Thema 
heranzugehen und die gegenwärtige 
Politik mit einzubeziehen, wird gar 
nicht erst gemacht. Schon die Über- 
schriften solcher Werke geben Auf- 
schluß über deren Inhalt: 

© „Mit Sükrü in den sechsten Him- 
mel” (Zeitmagazin vom 4.3.1982); 
es geht um deutsch-türkische Ehen: 
„Ich - du - viel - lieben”; 

@ „Dann geh’ ich rauf und hol’ ein 
Messer” (Spiegel Nr. 11/82); tür- 
kischer Alltag in Deutschland: 
„Die rot-braune Suppe, die Hatice 
abends auftischt, fordert den Mut 
des Gastes”; 

@ In Konkret 4/82 ist nicht der Titel, 
aber der Untertitel mit dem Bild 
— 2 DINA4-Seiten und bunt — 
diskriminierend: „Jetzt will sie 
niemand mehr haben. Sie soll ihre 
Fladenbrote wieder in der Heimat 
backen”. Eine Türkin mit Pluder- 
hosen breitet Fladenbrote auf dem 
Teppich ihrer kleinbürgerlichen 
Wohnung aus. 


„Wir dürfen uns 
nicht gegenseitig 
ausspielen lassen” 


Nicht Eigenkritik, sondern weitere 
Bildunterschriften zu diesem Artikel: 
„Klischeebilder, die Türken in den 
Köpfen der Deutschen zu einer Be- 
drohung werden lassen: Fromme 
Moslems . . .’’ und „Der Buhmann 
für die Misere ist gefunden. Da sind 
sich Kapitalisten und deutsche Arbei- 
ter einig”. 

Hier nun irrt Konkret. Denn gerade 
bei Auseinandersetzungen um Ar- 


beitsplätze, wie sie zunehmend in der 
gesamten Bundesrepublik ausgetra- 
gen werden, funktioniert das Spal- 
tungsmanöver nicht. „Wir haben ge- 
lernt, daß wir uns nicht gegen die 
Ausländer im Betrieb ausspielen las- 
sen dürfen” — so ein Betriebsrat von 
Rockwell-Golde, einer Firma in 
Frankfurt, bei der ja bekanntlich der 
Streik dazu führte, daß die geplanten 
Entlassungen zurückgenommen wur- 
den. 

Aus welcher Ecke die Parole ‚‚Aus- 
länder raus’’ am heftigsten und am 
gewaltigsten kommt, wurde am 1. 
Mai ebenfalls in Frankfurt den deut- 
schen und ausländischen Arbeitern 
brutal vorgeführt: Mit den Rufen 


FIDEF: 
Zum Tode von 


Eine junge Frau aus der Türkei pro- 
testierte vor einigen Tagen, indem sie 
sich selbst verbrannte, gegen die 
wachsende Ausländerfeindlichkeit in 
der BRD. Dieser Protest von Semra 
Ertan sollte denjenigen ein Alarm- 
zeichen sein, die die fremdenfeindli- 
che Entwicklung hierzulande still- 
schweigend dulden bzw. Äußerun- 
gen verlautbaren lassen, deren Bei- 
trag zu einer solchen Entwicklung 
unbestreitbar ist. 

Angesichts der sich verschärfenden 
ökonomischen Krise nutzt das Mo- 
nopolkapital die rassistische und 
chauvinistische Propaganda reaktio- 
närer und faschistischer Gruppen 
zur Spaltung der Arbeiter unter- 
schiedlicher Nationalitäten. Die un- 
gehinderte Verbreitung neonazisti- 
schen Propagandamaterials bzw. ih- 
rer Wählerlisten mit der Forderung 
„Ausländer Stopp” beängstigt die 
ausländischen Arbeiter und ihre Fa- 
milien von Tag zu Tag mehr. Wäh- 
rend über ausländische Arbeiter dis- 
kriminierende Witze kursieren, aus- 
länderfeindliche Parolen in stark be- 
völkerten Stadtteilen die Mauern 
„schmücken”, erhöht sich auch die 
Zahl der Gewalttätigkeiten gegen 
Ausländer. Die Verhaltensweisen, 
denen sie am Arbeitsplatz, in der 
Schule, am Wohnort, in jeglichen 
Lebenbereichen ausgesetzt sind, las- 
sen erhebliche Zweifel daran auf- 
kommen, ob ihr Wunsch nach einem 
friedlich-freundschaftlichen Zusam- 
menleben mit der einheimischen Be- 
völkerung noch zu erfüllen ist. 

Der Protest Semra Ertans ist ein be- 
drückendes Beispiel dafür, mit wel- 
cher Empfindsamkeit Ausländer auf 
das zunehmend feindselige Verhal- 
ten reagieren können. Nur, die Zahl 
derjenigen Ausländer, die zur Ar- 


„Kanaken raus”, „‚Vergast alle Tür- 
ken” und „Sieg Heil’ zogen ca. 250 
„Fußballfans’” durch die ca. 10.000 
Gewerkschafter starke Kundgebung 
auf dem Frankfurter Römer und 
schlugen dabei auf die ausländischen 
Kollegen ein. Der Presseagentur 
AFP zufolge.wurde dieser Angriff 
von neo-faschistischen Kreisen 
geplant, was am Vorabend schon be- 
kannt gewesen sei. 
Wenn, wie eingangs erwähnt, die Po- 
litiker sich wirklich Sorgen machen 
wegen einer wachsenden Ausländer- 
feindlichkeit in der Bundesrepublik, 
dann sollten sie vielleicht hier anset- 
zen und den Neofaschisten den Bo- 
den für ihre Aggressionen entziehen. 
® 


Semra Ertan 


beitslosigkeit verurteilt sind oder oh- 
ne Ausbildungsplatz blieben, die 
fern von jeglicher Aufmerksamkeit 
diskriminiert werden, ist nicht ge- 
ring. 
RE diesen Gründen fordern wir von 
der Bundesregierung, unverzüglich 
Maßnahmen zu ergreifen, die die Si- 
cherheit der Ausländer und ihre ge- 
sellschaftliche Anerkennung ge- 
währleisten; die NPD und andere re- 
aktionäre faschistische Organisatio- 
nen, die Ausländerfeindlichkeit pro- 
pagieren, zu verbieten; sich von Hal- 
tungen zu distanzieren, die Auslän- 
der zu den Hauptschuldigen der 
Auswirkungen der Krise machen 
wollen, der Arbeitslosigkeit, Bil- 
dungsmisere und Wohnungsnot, de- 
ren tatsächliche Ursachen in der 
Hochrüstungspolitik liegen; eine Po- 
litik zu verfolgen, die den Frieden, 
den gesellschaftlichen Fortschritt, 
das Recht auf Arbeit sichert. Nur ei- 
ne solche Politik kann gewährlei- 
sten, daß eine Wiederholung des 
Falls Semra Ertans ausgeschlossen 
bleibt. Der Selbstmord Semra Ertans 
vesetzt uns Ausländer in Trauer. Wir 
sprechen Ihrer Familie unser Beileid 
aus. 
Alle fortschrittlichen, demokrati- 
schen Kräfte, alle Menschen, die es 
sich zur Aufgabe gemacht haben, 
sich für die Freundschaft zwischen 
Einheimischen und Ausländern, für 
Gleichberechtigung in einem ge- 
meinschaftlichen Leben einzusetzen, 
müssen jetzt ihre Stimme erheben 
gegen jene Kreise und Organisatio- 
nen, die Ausländerfeindlichkeit zu- 
gunsten ihrer politischen Interessen 
schüren. Gemeinsam für einen wirk- 
samen Kampf gegen Ausländer- 
feindlichkeit! 
FIDEF-Bundesvorstand 


6. FIDEF-Kongreß in Essen: 


Für Stärkung der 
Aktionseinheit 


In einer Atmosphäre der Freund- 
schaft und Solidarität fand am 24. 
und 25. April in Essen der 6. FIDEF- 
Kongreß statt. 

Circa 350 Delegierte und Gäste aus 
100 Städten der Bundesrepublik nah- 
men am Kongreß teil. Der Kongreß 
wurde von zahlreichen Persönlichkei- 
ten und von demokratischen Organi- 
sationen aus der Türkei, der BRD 
und anderen Nationen besucht. Dar- 
unter als einziger Vertreter einer bun- 
desdeutschen Partei Heinz Lang, 
Mitglied des Parteivorstandes der 
DKP, und ein Vertreter der FDR 
FMLN, El Salvador, Leandro Usqui- 
ano, deren Reden auf dem Kongreß 
großen Beifall bekamen. 


Außerdem nahmen Vertreter folgen- 
der Organisationen teil: VVN, Bund 
der Antifaschisten; Deutsche Jungde- 
mokraten; Sozialistischer Hochschul- 
bund, SHB; Sozialistische Deutsche 
Arbeiterjugend, SDAJ; ÖTV-Dort- 
mund; GEW; Initiative Solidarität 
mit den demokratischen Kräften in 
der Türkei und andere. 

Folgende Organisationen aus der 
Türkei waren vertreten: Als Vertreter 
der Gewerkschaft DISK nahm Murat 
Tokmak teil und hielt eine Rede, die 
viel Anklang fand. Von der Metaller- 
gewerkschaft Maden Is war Bahtiyar 
Erkul vertreten. Von der türkischen 
Handelsgewerkschaft Sosyal Is kam 
Zeki Kiliç und viele andere. Außer- 
dem nahmen zahlreiche türkische 
und kurdische Organisationen in der 
BRD, wie DIB-FAK, DENGE KO- 
MAL, KOMKAR GERÇEK und an- 
dere teil. 

Am ersten Kongreßtag wurde der Be- 
richt des Bundesvorstandes verlesen 
und bewertet, über konkrete Proble- 
me, über das Bildungsproblem und 
über die Familienzusammenführung 
diskutiert. Hierzu wurden zahlreiche 
Vorschläge eingebracht. Der erste 
Kongreßtag fand seinen heiteren Ab- 
schluß in einer Kulturveranstaltung, 
auf der traditionelle Tänze und 
Volkslieder vorgetragen wurden. 


Die Diskussion zu den konkreten 
Problemen wurde auch am 2. Kon- 
greßtag fortgesetzt; zahlreiche Dele- 
gierte äußerten sich zu Fragen wie 
Ausländerfeindlichkeit, »Aktionsein- 
heit«, »Solidarität mit den demokra- 
tischen Kräften«. Die Frage der »täg- 
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lichen Arbeit« wurde intensiv disku- 
tiert, und diesbezüglich gab es viele 
konstruktive Vorschläge. 
Der Diskussion folgten die Wahlen, 
es wurde ein neuer Vorstand gewählt: 
Der Vorsitzende Hasan Özgan, der 
Generalsekretär Ali Caßlar und der 
Kassenwart Hamdi Maskar wurden 
einstimmig in ihren Ämtern bestätigt. 
Zum Abschluß des Kongresses wur- 
den zahlreiche Forderungen aufge- 
stellt. 
Zu den diskutierten Fragen und Pro- 
blemen beschloß der 6. FIDEF-Kon- 
greß Richtlinien für die kommende 
Arbeitsperiode: 
Gegen Aufrüstung für Frieden: Wie 
in der BRD, so ist auch in der Türkei 
eine Situation entstanden, in der die 
USA durch den Bau neuer Stützpunk- 
te versuchen, ihren Wirkungsbereich 
in der Welt zu vergrößern und so den 
Weltfrieden und den Frieden der Tür- 
kei mit den Nachbarstaaten zu ge- 
fährden. Die Militärdiktatur in der 
Türkei ermöglicht dies mit einer Ini- 
tiative, die sich ‚„‚Gemeinsamer Ver- 
teidigungspakt”’ nennt. Gerade in der 
Türkei wird deutlich, wie sehr der 
Kampf um Demokratie verbunden ist 
mit dem Kampf für Frieden. 


Der Kongreß beschloß: ‚‚Indem Mil- 
liarden in die Rüstung fließen, wer- 
den die sozialen Rechte in der BRD 
systematisch abgebaut, die Arbeits- 
plätze bedroht und die Lösungen un- 
serer konkreten Probleme immer wei- 
ter beiseite geschoben. Dies bestärkt 


uns noch mehr, den Frieden zu vertei- 
digen und gegen den Krieg aufzutre- 
ten, Um unsere Arbeitsplätze zu er- 
halten, müssen wir die Arbeiter moti- 
vieren, sich für den Frieden einzuset- 
zen und gegen den Krieg aufzutreten. 
Erheben wir unsere Stimme gegen die 
Atomraketen, gegen die aggressive 
Kriegspolitik der imperialistischen 
Kräfte und für einen ständigen Frie- 
den auf der Welt.” 


Solidarität mit den 
demokratischen 
Kräften in der Türkei 


Die aggressive Militärdiktatur hinter- 
läßt seit den 20 Monatenährer Macht- 
übernahme ihre Spuren: Um das 
Volk und die Arbeiter unter Druck zu 
setzen, kann sie nur mit Verboten 
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drohen, Menschen inhaftieren, fol- 
tern und töten. So sind sämtliche ge- 
werkschaftlichen und politischen Or- 
ganisationen verboten, 52 Funktiomä- 
ren der Gewerkschaft DISK droht die 
Todesstrafe und 44 Mitglieder des 
Friedenskomitees wurden verhaftet, 
300 Offiziere der Armee wurden fest- 
genommen. Dies und viele Repressa- 
lien mehr können nicht mehr ver- 
heimlicht werden, und so steigern 
sich die Zahlen derer, die in der Tür- 
kei gegen die Junta sind. 

Auf dem Kongreß wurde beschlos- 
sen: ,,. . . Wir, die Patrioten und De- 
mokraten als Massenorganisationen 
der türkischen und kurdischen Arbei- 
ter in der BRD, können angesichts 
der Entwicklung jn unserem Land die 
Augen nicht verschließen. Eine starke 
Solidarität und ihr Erfolg, die Gewin- 
nung der Öffentlichkeit in der BRD 
und in Europa zu solch einer Solida- 
rität ist nur dadurch möglich, wenn 
alle Organisationen aus der Türkei, 
alle Arbeiter und Werktätigen ge- 
meinsam kämpfen. (...) Verschiede- 
ne Analysen des Regimes stellen un- 
serer Meinung nach kein Hindernis 
für die Aktionseinheit dar. (...) 

In dieser Reihe können fortschrittli- 
che Menschen, Demokraten, Kom- 
munisten, Sozialisten, Mitglieder der 
CHP, Parteilose teilnehmen. Ebenso 
können in diesen Reihen die Arbeiter, 
Werktätigen und Intellektuellen teil- 
nehmen, die gegen Unterdrückung, 
Folter und Hinrichtungen sind. Dies 
ist der Weg des gemeinsamen Kamp- 
fes gegen die Junta. 

Nur ‚mit dieser Herangehensweise 
kann die Solidarität mit den demo- 
kratischen Kräften der Türkei ermög- 
licht werden. Wir können es schaf- 
fen. Wir glauben, daß die Organisa- 
tionen aus der Türkei dieses Verant- 
wortungsgefühl tragen.” 


Ausländer- 
feindlichkeit 

Immer stärker werden solche Kräfte 
in der Bundesrepublik, die mit natio- 
nalistischen Parolen und Lügen ver- 
suchen, ein ausländerfeindliches Kli- 
ma zu schaffen. Die Bundesregierung 
sieht solchen Aktivitäten zu, ohne 
wirklich Effektives dagegen zu unter- 
nehmen; reaktionäre und nationali- 
stische Kräfte dürfen ungestraft ihre 
ausländerfeindlichen Lügen in Wahl- 
programme aufnehmen und publizie- 
ren. „Die ausländischen Arbeiter 


sind nicht für die Krise in der Bundes- 
republik verantwortlich. Ganz im Ge- 
genteil: Sie haben reichlich für die 
Hochkonjunktur geschwitzt. Auch 
heute ist es schwer, in verschiedenen 
Bereichen die Produktion ohne Aus- 


24 länder fortzuführen. (...) Der 6. Fl- 
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DEF-Kongreß verurteilt aufs Schärf- 
ste, daß von offiziellen Stellen Erklä- 
rungen abgegeben und Informatio- 
nen verbreitet werden, die der Wahr- 
heit nicht entsprechen und dadurch 
eine Basis für Ausländerfeindlichkeit 
geschaffen wird. Wir fordern von 
den offiziellen Stellen gemäß ihrer 
Verantwortung Aktivitäten, die die 
Freundschaft der einheimischen und 
ausländischen Arbeiter anregen. 
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Der 6. FIDEF-Kongreß beschließt, 
die seit 2 Jahren erfolgreich durchge- 
führte Kampagne ‚‚Freundschafts- 
woche gegen Ausländerfeindlichkeit”’ 
auch dieses Jahr fortzusetzen. Sie 
wird intensiv daran arbeiten, damit in 
dieser Kampagne die Organisationen 
aus der Türkei, die Arbeiterorganisa- 
tionen von anderen Nationalitäten 
und die deutschen demokratischen 
Organisationen aktiv teilnehmen.” 


Verwaltungsgericht Köln: 
Bundesinnenministerium 
unterlag FIDEF 


In einem seit über zwei Jahren schwelenden Rechtsstreit 
durch verschiedene Instanzen wurde das Bundesinnenmi- 
nisterium am 21. Mai 1982 vor dem Verwaltungsgericht 
Köln verurteilt, seine im Verfassungsschutzbericht 1980 
aufgestellten Behauptungen über die angebliche Gewalt- 
tätigkeit der FIDEF zu widerrufen. (AZ.: 16 K 4978/80) 


Im Verfassungsschutzbericht 1980 war einem Mitgliedver- 
ein der FIDEF gewalttätige Auseinandersetzungen mit 
rechtsextremistischen Grauen Wölfen vorgeworfen. Dar- 
aus leiteten vor allem die rechtsgerichteten Presseorgane 
und einige Politiker eine regelrechte Diffamieruhgskam- 
pagne gegen FIDEF ab. Das Verwaltungsgericht Köln stell- 
te nunmehr fest, daß an den erwähnten tätlichen Auseinan- 
dersetzungen nicht nur FIDEF-Mitglieder nicht beteiligt ge- 
wesen waren, sondern auch, daß der FIDEF-Verein zu die- 
sem Zeitpunkt gar nicht existierte. 

Der Bundesinnenminister, dessen VS-Schnüffler offen- 
sichtlich immer mehr Schwierigkeiten bei der Observie- 
rung von ausländischen Demokraten haben, wurde verur- 
teilt, die von FIDEF beanstandeten Aussagen zu unterlas- 
sen und im demnächst erscheinenden VS-Bericht zu wi- 
derrufen. Die Kosten des Verfahrens trägt das Bundesin- 
nenministerium. 

Da uns bei Redaktionsschluß weder das Protokoll noch die 
schriftliche Urteilsbegründung vorlagen, werden wir erst 
in unserem nächsten Heft über das Thema ausführlicher 
berichten können. Von einer Berufung seitens des BM war 
uns bis zu diesem Zeitpunkt ebenfalls nichts bekannt. 
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Arbeitslosigkeit und 
der gemeinsame 
Kampf der einheimi- 
schen und ausländi- 
schen Arbeiter 


Das ökonomische Problem der Bun- 
desrepublik ist genau so eine Sache 
der ausländischen, wie der einheimi- 
schen Bevölkerung. Die ausländi- 
schen Arbeiter sind nicht die Sünden- 
böcke, zu denen sie so oft gemacht 
werden. In der Bundesrepublik müs- 
sen ausländische und einheimische 
Arbeiter gemeinsam gegen die Krise 
und ihre Auswirkungen auf die Le- 
bensbedingungen kämpfen. Nur ein 
Bündnis von ausländischen und ein- 
heimischen Arbeitern im DGB und 
seinen Einzelgewerkschaften kann 
dies ermöglichen. 


„Die FIDEF und ihre Organisationen 
verteidigen den gemeinsamen Kampf 
gegen die Betriebsschließungen der 
deutschen und ausländischen Arbei- 
ter in unserer Einheitsgewerkschaft 
DGB, Sie tritt entschieden gegen die 
nationalistischen und reaktionären 
Kräfte, die die Arbeitslosigkeit aus- 
nutzen, um die Arbeiter zu spalten, 
auf. Weiterhin werden die FIDEF-Or- 
ganisationen in ihren Regionen die 
Solidarität mit den Arbeitern organi- 
sieren, die von der Gefahr der Ar- 
beitslosigkeit betroffen sind.” 


Die Bildungsprobleme 


unserer Kinder und 
Jugendlichen 


Das Bildungsproblem in der Bundes- 
republik betrifft nicht nur die einhei- 
mischen Kinder, im Gegenteil: Die 
Kinder von ausländischen Arbeitern 
werden in ihren Bedürfnissen nach 
ausreichender Bildung kaum befrie- 
digt. Der letzte Bildungserlaß der 
Bundesregierung verschlechtert die 
Situation der ausländischen Kinder 
noch mehr. Der 6. FIDEF-Kongreß 
fordert deshalb: „Öffnung aller Bil- 
dungsmöglichkeiten auch für unsere 
Kinder, da eigene Klassen für auslän- 
dische Kinder, die isoliert vom allge- 
meinen Bildungssystem sind, zu einer 
Ghettoisierung führen würden. (.. .) 
Die Vorbereitung unserer Kinder für 
die gemeinsame Regelklasse soll ma- 
ximal 2 Jahre betragen. Zur erfolgrei- 


chen Durchführung der Vorberei- 
tungsklassen ist es notwendig, zwei- 
sprachige Unterrichtsmaterialien zu 
verwenden. Die Lehrer, die in den 
Vorbereitungsklassen unterrichten, 
müssen so ausgebildet werden, daß sie 
in der Lage sind, in 2 Sprachen zu un- 
terrichten. (. . .) 


Gegen die Verhinde- 
rung der Familien- 
zusammenführung 


Arbeitslosigkeit — die Begründung 
für die Bundesregierung, sich gegen 
Familienzusammenführung, ein vom 
Grundgesetz garantiertes Recht, aus- 
zusprechen und sie zu verhindern. 
Dieses Verhalten verstóBt gegen 
Grundgesetz und die internationalen 
Abkommen. Die Maßnahmen der 
Bundesregierung werden von natio- 
nalistischen und reaktionären Kräf- 
ten ausgenutzt und für ihre Auslän- 
derhetze verwandt. So ist kein Mit- 
einanderleben von einheimischen 
und ausländischen Menschen möglich 
und wird verhindert. „Gegen die Maß- 
nahmen, die die Familienzusammen- 
führung verhindern, beschließt der 6. 
FIDEF-Kongreß, die Rechte der Ar- 
beiter aus der Türkei zu verteidigen. 
Wir fordern alle fortschrittlichen 
und demokratischen Kräfte auf, sich 
zur Durchsetzung dieser gerechten 
Forderungen der ausländischen Ar- 
beiter mit ihnen zu solidarisieren.’ 


Es müssen für deutsche Lehrer und 
Lehrer aus der Türkei Fortbildungs- 
seminare stattfinden, damit sie ent- 
sprechend unterrichten können. 

Der 6. FIDEF-Kongreß beschließt, 
den gemeinsamen Kampf mit einhei- 
mischen und ausländischen Arbei- 
tern, mit Lehrern und demokrati- 
schen Organisationen gegen die Be- 
handlung unserer Kinder und Ju- 
gendlichen als Menschen zweiter 
Klasse, gegen die praktizierte Diskri- 
minierung und gegen die immer in- 
tensiver werdende Ausländerfeind- 
lichkeit zu führen.” 
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Mehmet Aksoy, Bildhauer: 


So wie es ist, 
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BLEND DE 
Meine Mutter ist eine türkmenische 
Schönheit. Sie hat langes, lockiges 
Haar, das ihr bis zu den Knien reicht. 
Sie wurde mit 14 Jahren verheiratet, 
noch bevor sie ihre Kindheit richtig 
erleben konnte. Sie war 15 Jahre alt, 
als sie mich 1939 zur Welt brachte. Ich 
bin das erste von neun Kindern. Zwei 
von ihnen sind gestorben - Frieden 
ihrer Asche, Jetzt sind wir noch sieben 
Brüder. Während der französischen 
Besatzung arbeitete mein Vater in 
Hatay im Straßenbau, dann als Gefän- 
gniswärter, Protokollant bei Gericht 
und zuletzt als Zollbeamter. Meine 
Mutter ist eine sehr begabte und 
ebenso geschickte Frau. In unserer 
Stadt gibt es keine bessere Schnei- 
derin, keine bessere Stickerin und 
keine Frau, die sich besser auf das 
Mischen von Farben versteht. Einst war 
unser Haus wie eine Schule - stets 
voller junger Mädchen, die das 
Schneidern und die Gobelinstickerei 
von ihr lernen wollten. Ich erinnere 
mich noch heute an die ausführlichen 
Gespräche über Farben und Motive. 


Das erste Bild. das ich in der 
Grundschule malte, war das einer 
Lerche. Meine Lehrerin führte mich von 
Klasse zu Klasse und zeigte allen 
Lehrern und Mitschülern mein Bild. 
Diese Lehrerin hat in meinem Leben 
eine wichtige Rolle gespielt. Sie war 
es, die in mir das künstlerische 
Bewußtsein und die Freude an der 
Kunst erweckte und meinen weiteren 
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Sie war es, die meinen Vater davon 


überzeugte, mich nicht zu einem 
Dorfinstitut, sondern zu einem 
Gymnasium und danach zur Akademie 
der Schönen Künste zu schicken. 


In unserer Stadt gab es weder 
Mittelschule noch ein Gymnasium. So 
mußte ich mit 13 Jahren in die Fremde. 
Im Gymnasium konnte ich damit Geld 
verdienen, daß ich die Hausaufgaben 
meiner Mitschüler erledigte und 
Porträts von ihnen zeichnete. Es kam 
sogar vor, daß ich bei der Abschluß- 
prüfung der Mittelschule mein eigenes 
Bild nicht rechtzeitig fertig bekam, weil 
ich die der anderen miterledigte. So 
mußte ich im Fach Kunst eine 
Nachprüfung absolvieren. 


In diesen Jahren war ich wie besessen 
von der Idee, an der Akademie zu 
studieren. Die Zeit davor konnte gar 
nicht schnell genug vorübergehen. Das 
Gymnasium war für mich lediglich ein 
notwendiges Übel. 


Der große Tag kam. 8 Jahre voller 
Sehnsucht und Erregung. . . In den 
ersten 15 Minuten der Aufnahme- 
prüfung zitterten meine Beine so stark, 
daß ich nichts tun konnte. Was, wenn 
ich nicht bestehe! Nach der Prüfung 
mußten die Assistenten mir ein 
Zeichenpapier entreißen. Ich war mit 
meiner Zeichnung eines Zeuskopfes 
nicht fertig geworden. Sie sagten, das 
mache nichts, ich müsse keine Angst 
haben; aber ich wollte ihnen nicht 
glauben. 


Als ich in die Akademie eintrat, dachte 
ich nicht daran, Bildhauer zu werden. 
Es ging mir immer um die Malerei. 
Während eines Seminars in Model- 
lieren jedoch sah Professor Sadi Çelik 
die Büste, die ich gemacht hatte und 
sagte: „Vergiß die Malerei und werde 
Bildhauer!“ Das bin ich dann auch 
geworden. 


Als Student hatte ich immer finanzielle 
Schwierigkeiten. Es gibt keine Arbeit, 
die ich nicht gemacht habe: Heizungs- 
installateur, Arbeiter in der Beklei- 
dungsindustrie, Straßenverkäufer, 
Nippeshersteller, Schildmacher. 
Zuletzt haben mich die Porträts und die 
Moscheenbilder, die ich auf Kupfer- 
teller gravierte, gerettet. Meine besten 
Kunden waren amerikanische 
Soldaten. 


Sie werden fragen, woher die amerika- 
nischen Soldaten plötzlich auftauchen. 
Lassen Sie mich erzählen: Sie wissen, 
daß die Türkei 1952 NATO-Mitglied 
wurde. Seither gibt es an allen Ecken 
und Kanten der Türkei amerikanische 
Stützpunkte. Selbst unsere eigenen 
Generale können diese Stützpunkte 
nicht betreten. Für das Volk der Türkei 
bedeuten diese Stützpunkte Todes- 
fallen. Nun, ich könnte darüber viel 
erzählen, aber lassen wir das. Es waren 
also Soldaten dieser Stützpunkte. 
Natürlich wollten sie ihre Freunde mit 
möglichst billigen und zudem echt 
orientalischen Handarbeiten 
beschenken; doch von der Herstellung 
dieser billigen Waren hing unsere 
Existenz ab. 

1967 absolvierte ich die Akademie. 
1969 beendete ich meinen Militär- 
dienst. Danach arbeitete ich als 
Assistent an der Akademie. 1970 
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bekam ich ein staatliches Stipendium 
und konnte so nach London fahren. 


Dort hatte ich meine erste Begegnung 
mit den Krankheiten der forma- 
listischen Kunst - ein großer 
Kulturschock für mich. Ich wußte nicht, 
was ich tun sollte und dachte daran, 
die Bildhauerei aufzugeben. Was ich 
von England mitgenommen habe, sind 
die Museen, die weiten grünen Parks 
und ein bißchen Englisch. Zu den 
Museen: Sie waren vollgestopft mit 
Kunstgegenständen - erbeutet und 
geplündert während des englischen 
Kolonialismus. So ergab sich für mich 
hier die Gelegenheit, mir einen 
Überblick über die Kunstgeschichte zu 
verschaffen. In diesen Museen habe 
ich erst begriffen, was ägyptische, 
altmesopotamische, indische, afrika- 
nische Kunst und Bildhauerei sind. Es 
war, als ob ich sie neu entdeckte und 
aufs neue liebgewann. Ich spürte 
zutiefst die Mängel meiner Ausbildung 
an der Akademie in der Türkei und es 
bedrückte mich, daß es nicht möglich 
ist, in meinem Land diese Erfahrung zu 
machen. 


In der Akademie in der Türkei beginnt 
die Geschichte der Bildhauerei erst bei 
den Griechen und die der Malerei bei 
den französischen Impressionisten. 
Die 3000 Jahre alte Kultur Anatoliens 
jedoch - unsere Region also - wird 
lediglich als Beigabe verabreicht; es 
wird ihr keine Bedeutung beige- 
messen. Man tappt lange Zeit im 
Dunkeln, bis man überhaupt einmal - 
und das durch Zufall - etwas von ihr 
findet. Die einzige Rettung sind somit 
viel Glück und eigene Bemühungen. 
Und so entdeckt man, wie es mir 
geschah; Assur, Ägypten und sogar 
islamische Kunst zum ersten Mal in 
England. 


Als ich die Möglichkeit bekam, nach 
Westberlin zu ziehen, tat ich dies ohne 
Zögern. Ich ging. In Westberlin konnte 
ich zwei Jahre lang als Bildhauer 
nichts tun. Ich stand vor einem 
Neubeginn. Die Vitalität und die Vielfalt 
des politischen und kulturellen Lebens 
in Westberlin halfen mir, die 
Verbindung zwischg/Leben und Kunst 
herzustellen und mir den Sozialisti- 
schen Realismus zu eigen zu machen. 
Mein Werk „Halt! So wie es ist, bleibt 
es nicht!“ aus dieser Periode trägt 
noch die Spuren des Prozesses, in 
dem ich mit mir selbst kämpfte und 
mich von den Resten des Formalismus 
trennte. 


Ich habe jetzt das Bewußtsein und die 
Sicherheit, nicht in einer Sackgasse zu 
sein. Ich bin auf dem Wege des 
Realismus, der so reich, so vielfältig, so 


perspektivreich und offen ist wie das 
Leben. In diesem Zusammenhang ist 
für mich weder die Kunst noch die Welt 
ein Geheimnis. Ich bin nicht dafür, sich 
mit dem Unbegreiflichen zu befassen. 
Im Gegenteil, mein Anliegen ist, 
verstanden zu werden und mich durch 
die Bildhauerei mitzuteilen und zu 
erzählen. Meiner Meinung nach soll die 
Kunst ihre Quelle im Leben haben und 
verständlich sein. In diesem Sinne 
versuche ich, all meine Geschick- 
lichkeit und Fertigkeit im Rahmen 
meiner Fähigkeiten mit großer Sorgfalt 
und Verantwortung einzusetzen. Ich 
scheue nicht davor zurück, die 
verschiedensten künstlerischen 
Elemente einzusetzen, wenn sie dem 
Wesen meines Themas entsprechen. 
Zu diesem Punkt akzeptiere ich keine 
Grenzen. Ich verstehe mich als reichen 
Erben der Kunst und Kultur der 
Menschheit. Ich sage, daß all das, was 
der Vermittlung des Guten, Schönen 
und Wahren dient, uns gehört. So 
verstehe ich die Höhlenmalerei, die 
Miniaturen, die Ikonen, die 
Japanischen Holzschnitte, Indische 
und Chinesische Bildhauerei, 
Hethitische, Mesopotamische, 
Ägyptische, Afrikanische, Mexika- 
nische, Aztekische Kunst, die 
Renaissance und die Kunstrichtungen 
des 20. Jahrhunderts. In unserem 
künstlerischen Schaffen sollen wir die 
menschlichsten, schönsten und 
nützlichsten Aspekte dieses reichen 
Erbes durch unsere Kunstauffassung 
neu gestalten und so widergeben, wie 
sie den aktuellen, sozialen Inhalten am 
ehesten gerecht werden. Dabei 
können wir uns alles zu Nutze machen. 
Neue Materialien, neue Techniken 
sollen uns zu einer Form verhelfen, mit 
der wir die gesellschaftlichen Zusam- 
menhänge origineller, vielfältiger und 
passender vermitteln können. 


Der Islam verbietet eigentlich die 
Anbetung von Statuen. Aber das hatte 
zur Folge, daß die Bildhauerei als 
Kunstform ihre gesellschaftliche 
Funktion verlor und nicht mehr zum 
Tragen kam. Diese Situation, die 
Jahrhunderte lang währte, erzeugte 
einen Bruch; die Bildhauertradition, die 
seit den Hethitern in Anatolien 
bestand, erlosch, und die Bildhauer- 
werkstätten wurden aufgelöst oder 
umfunktioniert. Die Bildhauerei nahm 
ein dekoratives Wesen an. Als Beispiel 
dafür kann man die Stein- und 
Holzbearbeitung anführen, die man in 
den Moscheen, Medreses und 
Palästen antrifft. Nur in einem Bereich 
- und zwar in der Gestaltung der 
Grabsteine - so meine ich, leistete die 
Bildhauerei Widerstand und lebte, 
wenn auch eingeschränkt, weiter. In 
den abstrakten, stilisierten und symbo- 
lischen Formen der Grabsteine kann 
man erkennen, wer der Verstorbene 
war, ob er ein Mann, eine Frau, ein 
Kind, jung oder alt war, welchen Beruf 
er hatte und welche gesellschaftliche 
Stellung er einnahm. Dafür wurden 
symbolische Formen gefunden, deren 
Plastik von hohem künstlerischen Wert 
ist und die sich je nach Meister, 
Periode und Region ändern. 


Aber, wie ich schon sagte, ist das ein 
sehr eingeschränkter Bereich, und 
kann das inhaltliche Vakuum, das 
durch das religiöse Verbot in der 
Bildhauerei der Türkei entstand, nicht 
füllen. Es gibt also in der Bildhauer- 
kunst einen Traditionsbruch von 
mindestens 700 Jahren. Und bis jetzt 


konnte eine organische Kommuni- 
kation zwischen dem Volk und der 
Bildhauerei nicht zustande kommen. 
Diese Kommunikation kann schon gar 
nicht durch die Büsten und Denkmäler 
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überall - ob angebracht oder nicht - 
wie Vogelscheuchen aufgestellt 
werden. Sie zeigen Atatürk als Reiter, 
in seiner Marschall-Uniform, mit 
Umhang, Fliege und gebügelter Hose, 
als Ausdruck dafür, daß er europäisch 
und zeitgenössisch war. Diese 
Kommunikation kann nur dadurch 
erreicht werden, daß sich die 
fortschrittliche und demokratische 
Kunst, parallel zu der gesellschaft- 
lichen Entwicklung, verbreitet. 


In den ersten Jahren der Republik gab 
es wegen des schon erwähnten Tradi- 
tionsbruches keinen reifen Bildhauer, 
der ein großes Denkmal hätte schaffen 
können. Als Folge des Nationalen 
Befreiungskrieges war das Kalifat 
abgeschafft und 1923 war die Republik 
ausgerufen worden. Nacheinander 
wurde manch oberflächliche Reform 
durchgeführt, für die noch keine 
soziale und ökonomische Basis 
geschaffen war. Zum Beispiel: 
„Hutreform“, „Bekleidungsreform“, 
„Buchstabenreform“ usw. Wir sollten 
so schnell wie möglich europäisiert 
werden! 


Die Burgeoisie der Türkei konnte noch 
keine Alternative in der Kunst schaffen. 
In der Akademie der Schönen Künste, 
1883 gegründet, gab es bis dahin 
keinen reifen, erfahrenen Bildhauer, 
der in der Denkmaikunst hätte wirken 
können. So wurden Bildhauer aus dem 
Ausland geholt. In allen großen Städten 
der Türkei wurden Atatürk Denkmäler 
aufgestellt. Nach 1935 schalteten sich 
auch die türkischen Bildhauer ein. Es 
gibt keine Stadt, keine Gemeinde ohne 
ein Atatürk Denkmal. In der Türkei ist 
Statue = Atatürk = Staat. Statuen und 
Atatürk sind eins, so daß die 
Menschen nicht mehr glauben können, 
daß eine Statue auch etwas anderes 
sein kann. 


1979 hatte ich an einem Festival in 
Kartal, Istanbul teilgenommen. Ich 
hatte meinen Werktisch auf der Straße 
aufgestellt und schlug den Passanten 
vor, von ihnen Büsten zu machen. 
Manche nahmen dieses Angebot an. 


Umgeben von vielen Menschen, vor mir 
das Modell, arbeite ich. Jeder, der 
dazukommt, fragt als erstes: „Machst 
du eine Büste von Atatürk?“ „Nein,“ 
sage ich, auf das Modell zeigend, „ich 
mache eine Büste von diesem 
Kollegen.“ „Tatsächlich, sagt er, „sie 
sieht ihm ja auch ähnlich!“ Wir lachen 
alle. Denn die, die schon länger da 
sind, hatten am Anfang dieselbe Frage 
gestellt. 

Der künstlerische Wert dieser Atatürk- 
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Denkmalkunst und die Kultur in der 
Türkei. Man müßte die Atatürk- 
Denkmäler, die von ausländischen 
Bildhauern geschaffen worden sind, in 
einer gesonderten Kategorie bewerten. 
Die meisten dieser Denkmäler stellen 
mit expressiven und aggressiven 
Formen idealtypische Gestalten dar. 
Die entsprechen nicht dem Typus des 
anatolischen Menschen. Diese Werke 
entstanden unter dem Einfluß der 
Wiener und Berliner Schulen aus den 


Jahren 1910-1935 und haben 
Verwandtschaft mit der Nazi Bildhauer- 
kunst. 


Unabhängig davon, wie mehr oder 
weniger konservativ die verschiedenen 
Regierungen waren, bestand die staat- 
liche Kunst- und Kulturpolitik immer 
darin, die Kunst als Instrument dafür zu 
verwenden, die Staatsmacht zu 
demonstrieren und die Staatsideologie 
aufrecht zu erhalten. Zu diesem Zweck 
dienen auch die Atatürk-Denkmäler, 
die überall aufgestellt werden. Typus 
und Form dieser Denkmäler werden 
bestimmt von hohen Beamten und 
Bürokraten der jeweiligen Regierung, 
die nichts mit Kunst zu tun haben. Soll 
ein bestimmtes Denkmal geschaffen 
werden, so weiß der Künstler, der an 
dem entsprechenden Wettbewerb 
teilnimmt, schon im Voraus, welcher 


‚Typus von ihm erwartet wird. Er reali- 


siert nicht seine Vorstellung, sondern 
versucht, dem gerecht zu werden, was 
von ihm erwartet wird. Auf diesem 
Gebiet hat der Künstler also keine 
Möglichkeit, frei zu schaffen und seine 
persönliche Interpretation zur Geltung 
zu bringen. Da unserem Verständnis 
‚nach die Kunst die persönliche Inter- 
pretation des Künstlers beinhaltet, 
kommt hier eine andere Kunstauf- 


fassung zum Ausdruck. Diktierte Kunst. 


Wenn natürlich derjenige, der diktiert, 
ein Künstler ist oder etwas von Kunst 
versteht, kann ganz Annehmbares 

entstehen. Da dies aber nicht der Fall 
ist, kommt es zu solchen Kuriositäten. 


Diese Situation hält nun schon seit 
Jahren an. Die Bildhauer, die an der 


Akademie lehren, haben das auf 
opportunistische Art und Weise akzep- 
tiert und schlimmer noch: sie haben 
diese Situation ausgenutzt, um Geld zu 
verdienen. Das, was vom Staat vorge- 
schrieben wird, führen sie perfekt aus. 
Sie sind unfähig geworden, etwas 
anderes als diese Atatürk-Denkmäler 
zu schaffen. Bis auf eine Ausnahme, 
habe ich noch nicht erlebt, daß einer 
dieser Akademieprofessoren es zu 
einer eigenen Ausstellung gebracht 
hat. 


Man könnte andererseits meinen, wenn 
die Bedingungen bei Wettbewerben so 
ungünstig ausfielen, wie konnte dieser 
Mensch die Preise gewinnen, die ihm 
zugesprochen wurden. Dazu muß ich 
erstens sagen, daß sich die 
Entwicklung der demokratischen 
Kräfte in unserem Land auch im Kunst- 
leben widerspiegelt. Die Bemühungen 
der Kunst verpflichteten, aufrichtigen 
demokratischen Persönlichkeiten und 
Organisationen den Einfluß der 
demokratischen Kräfte zu erweitern, 
dauern allen Repressionen zum Trotz 
an. Dies ist ein Faktor. 


Andererseits ist es notwendig, daß die 
künstlerische Qualität unserer Arbeiten 
ein so hohes Niveau aufweisen muß, 
daß im Vergleich zu anderen Werken 
keine Verwechsiungsgefahr besteht. 


Bei diesem Hundertmeterlauf müssen 
wir, die engagierten Künstler, 
mindestens 10 m vor den anderen die 
Ziellinie erreichen; eine Nasenlänge 
allein reicht nicht mehr aus! Dies hängt 
natürlich auch von den jeweiligen 
Umständen ab. Es ist z. B. hinsichtlich 
der staatlichen Kunstpolitik relativ 
unerheblich, bei der Staatlichen 
Ausstellung für Bildhauer und Maler 
einen Preis verliehen zu bekommen; 
vor allem wenn man sich nicht mit 
politischen Themen beschäftigt. 


So erging es den Preisen, die ich 1966 
und 1970 bekam. 1980 hatte meine 
preisgekrönte Plastik die Arbeits- 
losigkeit, also eine politische Frage 
zum Thema. Aber die Jury hatte unter 
dem Druck der Vereinigung bildender 
Künstler bereits weitgehend demokra- 
tisiert. Trotzdem protestierte der 


Mit einer Autorenlesung beteiligte 
sich auch Fakir Baykurt, 53, an dem 
Kulturfest in Oberhausen. Der re- 
nommierte Schriftsteller, Mitbe- 
gründer und ehemaliger Vorsitzende 
der 1971 von der damaligen Militär- 
diktatur verbotenen verbotenen Leh- 
rergewerkschaft TÖS, Autor zahlrei- 
cher Romane und Geschichtsbände,; 
lebt z.Zt. in Duisburg und be- 
schreibt in seinen letzten Werken 
auch das Leben seiner Landsleute in 
der Bundesrepublik. 
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damalige Kultusminister der Regierung 
Demirel gegen die Preisverleihung und 
erklàrte, er werde die Preisvergabe 
nicht anerkennen. 


Nahezu ein Jahr lang hat man dagegen 
gekämpft, und nur aufgrund dieses 
Druckes war der Kultusminister 
schließlich gezwungen, diese Preis- 
vergabe hinzunehmen. Auf jeden Fall 
jedoch läßt.man die meisten der 
ausgezeichneten Arbeiten in feuchten 
Kellerräumen der Museen verrotten. 


Aber bei einem bildhauerischen 
Wettbewerb für einen öffentlichen Platz 
z. B. ist die Sache völlig anders: Die 
Skulptur muß die staatliche 
Anschauung zu dem betreffenden 
Thema widerspiegeln. Schaffe etwas, 
es mag noch so gut sein wie es will: 
Man wird sogar zugeben, deine Arbeit 
sei die beste; trotzdem mußt du dich 
mit einem Trostpreis zufrieden geben. 
Nach dem letzten Wettbewerb, an dem 
ich teilgenommen habe - dabei ging es 
um ein Atatürk-Monument, das vor 
dem Parlamentsgebäude aufgestellt 
werden sollte, - sagte der Vorsitzende 
der Jury zu mir: „Eigentlich bist du ja 
unter den Künstlern die Nr. 1; aber aus 
praktischen Erwägungen mußten wir 
jemand anderem den Vorzug geben.“ 
„Dann bin ich wohl in einem falschen 
Wettbewerb dabeigewesen“, habe ich 
ihm gesagt. Zu dem Entwurf, der den 
ersten Preis bekam, sagte ein 
Professor von der Royal Academy of 
Arts, der sich in der Zeit in der Türkei 
aufhielt; „The worst is the first.“ Dies ist 
ein Kampf; ganz vereinzelt schaffen es 
wirklich der Kunst verpflichtete, 
objektiv wertende Menschen, in die 
Jurys hineinzukommen, so daß sie z. T. 
auch etwas bewirken. Was wir wollen, 
ist, daß diese Menschenspezies in den 
Jurys in der Mehrheit ist. 


Andererseits haben die jungen heran- 
wachsenden Künstler trotz ihrer Fähig- 
keiten fast keine Chancen, diesen 
Teufelskreis zu durchbrechen, das zu 
machen, was sie wollen und woran sie 
glauben, als Bildhauer zu bestehen, 
sich nicht zu verlieren und als 
Bildhauer ihren Lebensunterhalt zu 
bestreiten. Sie müssen ihr Geld auf 
andere Art verdienen. Zudem braucht 
ein Bildhauer zum Arbeiten Platz und 
ist abhängig vom Material. Im Schlaf- 
zimmer zu bildhauern, heißt die Frau 
loszuwerden. Kurz gesagt: In der 
Türkei hat ein Bildhauer keine 
Existenzgrundlage. Trotz allem gab es 
unter uns solche, die als Bildhauer 
gestorben sind. Sie haben bis zuletzt 
Widerstand geleistet. Wirtun das auch. 


Wir kämpfen dafür, daß die Kunst als 
eine besondere Sprache der 


zwischenmenschlichen Beziehungen 
lebendig wird und ihre Funktion als 
Kommunikationsmittel behält; das 
heißt, wir kämpfen für das notwendige, 
gesellschäftlich Gerüst, auf dessen 
Grundlage die Kunst ihre gesellschaft- 
liche Aufgabe wahrnehmen kann. 
Dieser Kampf begann in den 40er 
Jahren mit der Entstehung der 
„Gruppe der Neuen“ und wurde in den 
70er Jahren vom „Verein der Bildenden 
Künste“ fortgesetzt. Das bisher 
gesagte klingt etwas theoretisch. Es 
scheint mit angebracht, an dieser 
'Stelle ein Beispiel dafür zu geben, wie 
dieser Kampf in der Praxis aussehen 
kann: 

Im Sommer 1975 nahmen wir - das 
sind etwa 20 türkische und auslän- 
dische Maler und Bildhauer - am 
Kunstfestival in Antalya teil. Zu diesem 
Festival kamen außer uns bekannte 
Sänger, Musikgruppen, Amateure, die 
an einem Musikwettbewerb, junge 
Schriftsteller, die an einem Kurzge- 
schichten-Wettbewerb und Regisseure 
und Filmschauspieler, die an dem 
landesweiten, alljährlichen Filmwett- ` 
bewerb „Goldene Apfelsine“ 
teilnahmen. Unser Ziel war, dem Volk 
die Bildende Künste nahezubringen, 
das objektiv vorhandene Interesse zu 
wecken und die Grundlage einer 
Diskussion über die Bildenden Künste 
zu schaffen. Deshalb planten wir, an 
verschiedenen Stellen in der Stadt 
Wandbilder und Statuen aufzustellen. 
Der Veranstalter dieses Festivals, die 
Stadtverwaltung von Antalya, finan- 
zierte diese Arbeit, die einen Monat 
lang dauern sollte. Sie stellte alles, was 
wir für diese Arbeit an Materialien 
brauchten und sorgte für Unterkunft 
und Verpflegung. 


Wir machten die Stellen, an denen wir 
die Wandbilder und die Statuen 
aufstellen wollten, aus und begannen 
mit der Arbeit. Es wurde bekanntge- 
geben, wo wir Künstler arbeiteten. Die 
Bevölkerung wurde angeregt, den 
Künstlern Fragen zu stellen, Themen 
vorzuschlagen, die Arbeiten zu 
bewerten und konstruktive Kritik zu 
üben. Diese Aktion fand unter der 
Bevölkerung von Antalya großen 
Anklang. Inmitten vieler Menschen 
arbeiteten wir tagelang, beantworteten 
Fragen und stellten selbst Fragen. Es 
entstand ein interessanter Dialog 
zwischen Künstlern und Bevölkerung. 
Ich arbeitete auf dem Platz vor dem 
Gebäude der Stadtverwaltung. Ich 
demonstrierte, wie man ein 40 cm 
großes Modell auf 250 cm vergrößert. 
Das Thema meines Werkes war 
„Faschismus und die Arbeiterklasse“: 
ein Arbeiter nimmt ein Kind, Symbol für 
seine Zukunft, in Schutz. Für den 
Arbeiter hatte ich als Modell einen 
Bauarbeiter einer benachbarten 
Baustelle und für das Kind einen 

11 jährigen Kellner eines benachbarten 
Restaurants gefunden. Zur Darstellung 
der Einzelheiten regte ich die Umste- 
henden an, Modell zu stehen. Damit 
wollte ich die Distanz zwischen dem 
Betrachter und meinem Werk 
aufheben. Während der Arbeit wurden 
wieder die typischen Fragen gestellt: 
„Wer ist das? Ist das Atatürk?" „Nein,“ 
sage ich, „ein Arbeiter.“ 

„Nun, was hat denn gemacht, daß er 
ein Denkmal verdient?" „Nichts hat er 
gemacht, der Arbeiter. Er arbeitet 
jeden Tag, was soll er noch machen?“ 
sage ich. Eine interessante, aus 
religiöser Sicht gestellte Frage kam 
von einer 50 jährigen Frau mit 
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N lang die türkische Hit-Listen führte, 
' startet im Herbst eine gemeinsame 
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Í Künstler, die bei dem u.a. von der 
” städt. Galerie und der FIDEF orga- 


Zülfü Livaneli, 36, einer der popu- 
Š lärsten Komponisten, Chanson-Sän- 
ger und Textemacher der Türkei, 
z.Zt. in Paris lebend, war einer der 


nisierten Volksfest anläßlich der Er- 
öffnung der Oberhausener Ausstel- 
` lung mitwirkten. 


Livaneli, dessen LP ,,Nazim Türkü- 
sü” mit Liedern zu Gedichten von 
- Nazim Hikmet 1978/79 22 Wochen 


Tournee mit Maria Farantouri, die 
bereits seit geraumer Zeit mehrere 
Lieder von Livaneliin ihr Repertoire 


| aufgenommen hat. 


Kopttuch: ,Was machst du, mein 
Sohn? Soll das ein Mensch ohne Atem 
werden? Wie willst du ihm im jenseits 
Leben einhauchen?“ 

So verging ein Monat. Wir erlebten 
konkret das Interesse und auch die 
noch vorhandenen Vorbehalte im Volk. 
Diese Wandbilder und Statuen wurden 
zu einem der wichtigsten, aktuellen 
Gesprächsthemen. Eines Morgens, 
kurz vor Beendigung unserer Arbeit, 
fanden wir die Wandbilder - bis auf 
eins, das zu hoch war - mit Farbe 
beschmiert und meine Tonstatue 
zertrümmert. Damals war die Demirel- 
Regierung an der Macht, und die 
Anfangsbuchstaben seiner Partei AP 
waren mit der gleichen Farbe an die 
Wände geschmiert. Ich saß traurig, 
wütend und dem Weinen nahe vor 
meinem zertrümmerten Werk. Dieje- 
nigen, die tagtäglich um mich waren, 
mich beobachteten und mir Fragen 
stellten, solidarisierten sich jetzt mit 
mir, Sie sprachen mir ihr Beileid aus, 
als ob mir ein Kind ermordet worden 
wäre. „Schämen sollen sie sich,“ 
sagten sie, „sie haben sogar Angst vor 
Schlamm!“ (Meinten damit mein 
Arbeitsmaterial). Dann kam eine 
Gruppe Jugendlicher und bot sich an, 
die Werke zu bewachen. 

Diese Solidarität gab mir die Kraft, 
mein Werk noch einmal zu schaffen. 
Bis zu der Machtübernahme der 
Militärs am 12. September 1980 stand 
es auf dem kleinen Platz vor dem 
Gebäude der Stadtverwaltung. Jetzt 
hat die Junta das einzige Bild, das, weil 
es so hoch stand, damals nicht 
beschmiert worden war, mit Farbe 
übermalen lassen. Das Bild stellt dar, 
wie Prometheus das Feuer der Götter 
zum Menschenvolk bringt. Der Maler 
dieses Bildes, Orhan Taylan, befindet 
sich zur Zeit im Kerker der Junta, weil 
er ein Funktionär des Friedensko- 
mitees der Türkei ist. 

Man weiß nicht, was er macht und was 
aus ihm wird. Mein Werk wurde von 
seinem Platz entfernt und in einem 
Park unter einen Baum gestellt, so daß 
es keine Aufmerksamkeit erregt. Am 
12. September wollten sie auch mich 
verhaften, aber das ging nicht. Ich lag 
in Gips. Die Tatsache, daß mein Bein 
als Folge eines Unfalls gebrochen war, 
rettete mich. Die Polizisten und die 
Soldaten, die mit Maschinengewehren 
bewaffnet bei mir eindrangen, mußten 
ohne mich wieder gehen. Sagen wir: 
Glück im Unglück. 


Aber heute hat in der Türkei nicht jeder 
dieses Glück. Die Militärjunta, die die 
Bildenden Künste, die Musik, den Film, 
das geschriebene Wort und das 


30 Theater mit Verboten einschränkt, die 


Zensur durch Bajonette durchsetzt 
und die Kulturschaffenden einkerkert, 
terrorisiert das ganze Land. Sie kamen 
unter dem Vorwand, den Terror zu 
beseitigen. Sie sind es, die heute über 
das ganze Volk der Türkei Terror 
ausüben. 


Die Verfassung wurde außer Kraft 
gesetzt; die Parteien wurden aufgelöst; 
die Grundrechte und demokratische 
Freiheiten werden mit Füßen getreten. 
Das kurdische Volk hat unmenschliche 
Auswirkungen einer chauvinistischen 
Rassenpolitik zu erleiden. Für 
aufrichtige Demokraten, für parteilose 
Intellektuelle und Mitglieder von 
Parteien wie CHP, TIP und TKP, die mit 
Terrorismus nie etwas zu tun gehabt 
haben, werden Freiheitsstrafen bis zu 
15 Jahren gefordert. Ecevit wurde 
aufgrund eines Artikels, der in „Der 
Spiegel“ erschien, zum zweiten Mal 
verhaftet. Die Junta gibt selbst an, über 
170.000 Personen inhaftiert zu haben. 
Über 70 Personen wurden durch Folter 
getötet. Gegen 3854 Personen wird die 
Todesstrafe beantragt. Seit dem 
Militärputsch wurden über 600 
Menschen auf offener Straße 
erschossen. Die Militärjunta verwan- 
delte unser Land in ein Konzentrations- 
lager. Der Progressive Gewerk- 
schaftsbund DISK wurde verboten; die 
gewerkschaftlichen Rechte von Türk-İş 
wurden stark eingeschränkt. Die 
Militärstaatsanwaltschaft fordert für 52 
führende DISK-Vertreter die 
Todesstrafe. Als Begründung wird 
angegeben, daß sie zu 1. Mai-Kundge- 
bungen und zu politischen Streiks 
aufgerufen hätten. Weiter wird ihnen 
vorgeworfen, die Arbeiterdemonstra- 
tionen am 15./16. Juni 1970 organisiert 


zu haben, die als erfolgreicher 
Widerstand gegen das drohende 
„Verbändegesetz“ der reaktionären 
Demirel-Regierung in die Geschichte 
eingegangen sind. Der faschistische 
Militärstaatsanwalt läßt den DISK- 
Prozeß unter Bedingungen des Kriegs- 
zustandes führen. Die Verteidiger 
haben nicht einmal das Recht, regel- 
mäßig den Verhandlungen beizu- 
wohnen. Als Proteste gegen dieses 
himmelschreiende Unrecht laut 
wurden, ließ der Staatsanwalt den 
Hauptverteidiger im DISK-Prozeß, den 
Präsidenten der Istanbuler Anwalts- 
kammer, Herrn Orhan Apaydın, 
zusammen mit weiteren Mitgliedern 
des Friedenskomitees verhaften. Unter 
den Verhafteten befinden sich u. a. 
CHP-Parlamentarier, Hochschullehrer, 
Ärzte, Lehrer, Journalisten, Künstler. 
Auch der ehemalige Botschafter 
Mahmut Dikerdem, zuletzt Vorsitzender 
des Friedenskomitees, gehört zu den 
Verhafteten. Ich erinnere mich noch an 
seine Worte bei der Eröffnung meiner 
Ausstellung 1980 in Istanbul in der 
Staatlichen Kunstakademie; er sprach 
von der Tradition der Künstler, wie 
Picasso, Leger und Éluard, die an der 
Friedenskonferenz 1948 in Breslau 
teilgenommen hatten. 


Somit wird auch deutlich, warum die 
Militärjunta, die ca. 40% des Landes- 
budgets für Militärausgaben verpulvert, 
die schnellen Eingreiftruppen der USA 
ins Land holen will und den Kriegs- 
schiffen der 6. US-Flotte freie Fahrt ins 
Schwarze Meer gewährt, einen 
angesehenen Diplomaten verhaften 
ließ, der sich sein Leben lang für den 
Frieden eingesetzt hat und auch 
Atatürk wegen seiner friedlichen, 


antiimperialistischen Außenpolitik bei 
jeder Gelegenheit verteidigt hat. 


Die Junta bereitet sich nunmehr auf 
einen Übergang zu einer dauerhaften 
Diktatur unter einer parlamentarischeh 
Fassade vor. Wie Ecevit schrieb: „Sie 
sprengten alle Wege und alle 

Brücken, die zur Demokratie führen. 
Die beabsichtigte Demokratie wird nur 
dem Namen nach eine Demokratie 
sein." 


Was heute in der Türkei verhaftet, 
eingekerkert und an die Ketten gelegt 
wird, ist der freie Gedanke, ist die 
Meinungsfreiheit. Deshalb werden 
Theater- und Filmaufführungen 
untersagt, Gemälde- und bildhaue- 


rische Ausstellungen verboten, Bücher 


verbannt. „Es sind die Blumen der 
Freiheit, die in der Türkei unter den 
Stiefeln der Militärjunta verbluten. Und 
davon handeln meine letzten Werke.“ 


Goldene Palme für 
Yilmaz Güney 


In Cannes bekam er für seinen Film 
„Der Weg” die Goldene Palme und 
den Filmkritiker-Preis zugespro- 
chen; in seiner Heimat, wo er bereits 
10 Jahre seines Lebens hinter Ge- 
fängnismauern verbrachte, wurde 
Yilmaz Güney fast zur gleichen Zeit 
wegen „‚kommunistischer Propagan- 
da” in seinen Filmen zu weiteren 20 
Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. Gü- 
ney äußerte sich nach der Preisver- 
leihung insbesondere darüber hoch 
erfreut, daß er den ersten Preis mit 
seinem griechischen Kollegen Costa- 
Gavras teilen durfte: ,,Wir kämpfen 
gegen die gleichen faschistoiden 
Kräfte.” 

Güney war einige Tage vor der Be- 
kanntgabe der Ergebnisse in Cannes 
auf der griechischen Jnsel Hydra, 
während des diesjährigen ,,Mittel- 
meer-Festivals’’, Ehrengast von Me- 
lina Mercouri und wurde von dem 
griechischen Ministerpräsidenten 
Papandreou und dem französischen 
Premier Mauroy enthusiastisch be- 
grüßt. Sein nächster Film, den er im 
europäischen Exil drehen wird, hat 
den Arbeitstitel „Lieder des Trau- 
erns, der Sehnsucht und der Tren- 
nung”. 


An den Nürnberger Kammerspielen 
hatte am 27. 2. 1972 die Co-Produk- 
tion des Türkischen Arbeiterchores in 
Westberlin und des Schauspielhauses 
Nürnberg Premiere. Das Kulturpro- 
gramm ,,. . . aber es kamen Men- 
schen” fand weites, begeistertes Echo 
in der lokalen Presse und wird bis zu 
den Sommerferien zehnmal wieder- 
holt. In Nürnberg waren die fünf 
Vorstellungen ausverkauft. Das Pro- 
gramm wurde in Nürnberg und in Er- 
langen in drei weiteren Häusern vor- 
geführt. Der DGB, Kreis Nürnberg, 
wird es am 2. 7. 1982 im eigenen Saal 
vorstellen. 


Das Programm wurde auf Anregung 
und in gemeinsamer Arbeit der 
Schauspielerin Renan Demirkan, die 
seit 1980 am Nürnberger Schauspiel- 
haus engagiert ist, und des Komponi- 
sten und Leiters des Türkischen Ar- 
beiterchores in Westberlin, Tahsin In- 
circi, realisiert. Die Vorfinanzierung 
des Projektes übernahm das Schau- 
spielhaus Nürnberg. Damit ergriff es 
auf eine beispielhafte Weise Initiati- 
ve. Der große Erfolg des Programms 
beweist, daß dieser erste Schritt sehr 
angebracht war. Im Gegensatz zu 
Nürnberg hat der Arbeiterchor, der 
seit 10 Jahren unter der Leitung von 
Tahsin Incirci in Westberlin arbeitet, 
von den Kulturanstalten des Westber- 
liner Senats überhaupt keine finan- 
zielle Unterstützung bekommen kön- 
nen, Das Programm wird in Kürze 
auch in Westberlin gezeigt. 

Die Vorführung wird von Renan De- 
mifkan mit einer pantomimischen 
Szene eröffnet. Ein junges Mädchen, 
das die türkischen Traditionsgewän- 
der trägt, kreist um ein Netz herum. 


Dreher pa 
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Westberliner Arbeiterchor: 


Premiere in Nürnberg 


Diese Pantomime wird von einer „Ion- 
Collage” begleitet, die aus Ausschnit- 
ten von Erklärungen und Interviews 
bekannter bundesdeutscher Politiker 
besteht. Das Mädchen, das um das 
Netz kreist, wirft ihre Gewänder ab 
und läuft in modernen Kleidern, aber 
fällt plötzlich ins Netz und wird von 
ihm gefangen. Das Licht geht aus. 


Nach diesem Vorspiel nimmt die In- 
strumentalgruppe ‚„‚ Westberliner 
Freunde”, die aus Tahsin Incirci 
(viol, voc), Bernhard Jirku (fl), Jo- 
hannes Kraus (p), Dieter Moritz (cel- 
lo) und Willi Uebach (dr) besteht, auf 
der Bühne Platz und spielt Tahsin In- 
eirci’s Lied ,,Fremde Türen”, Renan 
Demirkan kommt wieder auf die 
Bühne und fängt mit dem Gedicht 
„Mein Land” ihr Nazim-Hikmet- 
Programm an. Nach einigen Gedich- 
ten, die mit Begleitmusik vorgetragen 
werden, singt Tahsin Incirci die von 
ihm selbst vertonten ‚‚Varna-Lieder”. 


Der zweite Teil des Programms be- 
steht aus Instrumentalstücken und 
Liedern. Tahsin Incirci beteiligt sich 
als Sänger sowie als Geiger an der In- 
terpretation seiner eigenen Lieder 
durch die Songgruppe des Türkischen 
Arbeiterchores Westberlin. Im An- 
schluß an das Lied „Das Streikfeuer”’ 
wird die aktuelle Situation in der Tür- 
kei geschildert. Das Publikum wird 
zur Solidarität mit den von der To- 
desstrafe bedrohten DISK-Funktionä- 
ren aufgefordert. 


Das Programm endet mit dem „‚Lied 
des Friedens”: „.... von Herzen zu 
Herzen, von Land zu Land stehe der 
Weg offen... .” 


31 


ein Junge V 


nen bei 


latz in 


Ein Toter liegt dort, 


in der Hand Lehrbuch und einen 


TURKEI 


der brütenden 


Sonne 


stanbul 


raum 


hn! 
m W 


ind des 


Apri 


4 Nazim Hikme 


Dort liegt ein toter 


den man erschoß, 


und das Blu! 


erblühte wie eine rote | 


auf dem Beyazitolatz in Istanbul 


olang in die E 


INFORMATIONEN. 


er Nation in Wa 


latz zu erobern be 


rqe rinnen, 


